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,Unter vorldufiger franzosischer Verwaltung®.
Staatsterritorium, Grundbesitz und die Grenzen des Deutschen Reiches in der westlichen

Bundesrepublik1
von Andrew S. Tompkins

Am 8. November 1951 ging es im Bundestag stirmisch zu. Abgeordnete der damals noch im
Bundestag vertretenen Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) hatten die ,,Landriickgabe
an die Bauern der Gemeinde Schweigen® an der deutsch-franzosischen Grenze auf die
Tagesordnung gesetzt. Der Abgeordnete Otto Niebergall skizzierte das Problem des Dorfes,
dessen ,,Bauern, Handwerker und Arbeiter* seit jeher in Elsass-Lothringen arbeiteten: im Zweiten
Weltkrieg wurden die deutschen wie auch die franzésischen Bewohner der Gegend von den Nazis
ausgesiedelt und teilweise dauerhaft vertrieben; nach dem Krieg hat Frankreich simtliche auf
seinem Territorium liegenden Felder deutscher Bauern als Feindeseigentum beschlagnahmt und
zudem ein grenznahes Waldstlick vortibergehend in sein Staatsgebiet eingegliedert. Fur die KPD
war die Lage der unter franzosischer Sequesterverwaltung stehenden Lindereien und die
,,Grenzberichtigung® an der Westgrenze ein fur das einfache Bauernvolk unertrigliches Problem
— aber auch ein nitzliches Beispiel angeblichen Unrechts gegeniiber Deutschen durch die
westlichen Alliierten. Angesichts der weitaus groBeren Gebietsverluste Deutschlands im Osten und
der deutschen Teilung klang Niebergalls Appell in den Ohren vieler seiner Gegner im Bundestag
hohl. Er konnte seine Rede nur unter einem Donner von Zurufen wie ,,Ostzone!” und ,,Odet-
Neil3e!“ beenden. Ein Nachredner der SPD machte wiederholt Wortspiele iber das Dorf
Schweigen, welches nicht mit dem ,,Schweigen jenseits einer Grenze, die wir nicht anerkennen® zu

verwechseln sei.”

In vielen Fragen der Nachkriegsordnung waren Ost und West in der Politik der Bundesrepublik
engstens verflochten. Der Fall des sequestrierten deutschen Vermdégens in Frankreich und der
,wAnnektierung® des Mundatwaldes in der Pfalz zeigt in extremis, wie Fragen der verlorenen

Ostgebiete auch die Beziehungen Deutschlands zu seinen westlichen Nachbarn verkomplizierten

! Der Autor bedankt sich beim DAAD fur die Férderung, die die Forschung fiir diesen Artikel ermdglicht hat, sowie
bei Astrid Eckert, Sebastian Gehrig und Sagi Schaefer fiir ihre hilfreichen Anregungen zu fritheren Entwiirfen.

2 Der SPD-Redner wurde vom Zuruf der KPD unterbrochen: ,,Bist du aber geistreich!* Bundestag, 1. Legislaturperiode,
173. Sitzung (Plenarprotokoll), 8. November 1951, S. 7132-7134.



und innenpolitisch zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Juristen und Bauern fiithrten.
Wegen rechtlicher Streitigkeiten tber die immer wieder behauptete Unantastbarkeit der deutschen
Grenzen von 1937 konnten die eigentimlichen und hoheitlichen Verhiltnisse an der deutsch-
franzosischen Grenze erst 1984 diplomatisch geklirt, 1989 rechtlich durchgesetzt und 1994 im
Gesetzesblatt bekanntgegeben werden. Somit war der Streit um den Mundatwald einer der
langlebigsten Grenzkonflikte Nachkriegsdeutschlands, der sich auch nach Anerkennung der Oder-
Neille-Grenze im Warschauer Vertrag von 1970 und sogar nach dem Ende des Kalten Krieges
fortsetzte. Der kleine Wald wurde immer wieder zu einem buchstiblich gro3deutschen Politikum
erhoben, weil nach Ansicht mancher Staatsrechtler eine ,,Gebietsabtretung® dieser sieben
Quadratkilometer die Wiedervereinigung Deutschlands und die Méoglichkeiten — der
Wiedererlangung der Ostgebiete gefihrdet hitte. Dartiber hinaus warf der Fall Fragen auf, wie die
Interessen des Staats gegen die der Burger zu gewichten seien und in welchem Verhiltnis die
Bundesrepublik zum ,,Deutschen Reich* stehe. Im letzten Jahr des Kalten Krieges spitzte sich der
eigentlich schon geloste Konflikt sogar weiter zu, als Verfechter des deutschen Anspruchs auf den
Mundatwald versuchten, die angeblichen Eigentumsinteressen des ,,Deutschen Reiches® vor
Gericht zu verteidigen. Lokale Konflikte im Grenzraum um den Zugang zu landwirtschaftlichen
Ressourcen waren damit tief eingebettet in gréBere Fragen: wo lag Deutschland und was war

,deutscher Raum* (bzw. deutsches Territorium) nach dem Zweiten Weltkrieg?

Die Konsequenzen der Deutschlandpolitik der Bundesrepublik sind fir den Alltag an der
Demarkationslinie zur Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) bzw. der Deutschen Demokratischen
Republik (DDR) gut erforscht. Die deutsche Teilung unterbrach bestehende Handelsrouten,
schadete wirtschaftlichen Beziehungen und verkomplizierte Eigentumsverhiltnisse, die tiiber die
chemaligen Verwaltungsgrenzen hinweg gingen. Sagi Schaefer zeigt eindrucksvoll, wie der
Alleinvertretungsanspruch der BRD praktische Losungen fiir dringende Probleme an der deutsch-

> In manchen Fillen konnten

deutschen Grenze erschwerte oder unmoglich machte.
Grenzgemeinden die Nachteile dieser Politik in Vorteile umwandeln, indem sie einen ,,moral claim
on the state” erhoben, wie Astrid Eckert in Bezug auf das jahrzehntelange Programm der
,Zonenrandforderung zeigt. * In westdeutschen Grenzstidten wie Neustadt bei Coburg

profitierten Handel und Industrie nicht nur von Subventionen, sondern auch von

Firmeniibersiedlungen und durch die selektive Rekrutierung von Arbeitern, wie Edith Sheffer

3 Sagi Schaefer, States of Division. Border and Boundary Formation in Cold War Rural Germany, Oxford 2014, S. 89—
117.

4 Astrid M. Eckert, West Germany and the Iron Curtain. Environment, Economy, and Cultute in the Borderlands,
New York 2019, 31, 53-83.
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zeigt. > Fur Grenzlandakteure wie Bauern, deren Beruf vom Zugang zu unbeweglichem
Grundbesitz und natirlichen Ressourcen abhing, waren staatliche Entschidigungen aber oft zu
kurzfristig oder zu niedrig, um den bedeutenden Verlust landwirtschaftlicher Flichen jenseits der

6

Grenze zu kompensieren. ° Aber auch an den westlichen Grenzen verkomplizierten die
Wiedervereinigungspolitik der Bundesregierung und die damit verbundenen Vorstellungen des

deutschen Staatsgebiets den Alltag vieler Bewohner, insbesondere der Grenzbauern.

Westdeutsche Juristen pflegten ab 1945 eine Staatsrechtslehre, wonach das Deutsche Reich nie
untergangen sei, sondern bloB3 ,handlungsunfihig® in seinen Grenzen von 1937 fortbestand.’
Demzufolge war die bedingungslose Kapitulation Deutschlands im Mai 1945 eine rein militarische
Angelegenheit, die nur die Wehrmacht und nicht das Reich als Staat betraf.” Heutzutage gehort der
Zweifel am Untergang des Deutschen Reiches zu den Kernideen der rechtsextremen
,Reichsbiirger“-Bewegung, die auf diese Weise die Legitimitit der Bundesrepublik bestreitet.” In
der frithen Bundesrepublik bedienten sich jedoch westdeutsche Politiker und Staatsrechtler
parteiiibergreifend solcher Argumente tiber den Fortbestand des Deutschen Reiches — die sie
,;ohne jegliche Beachtung der politischen Dimensionen, die das Ende des Zweiten Weltkrieges und

die Verbrechen des Holocaust fur die Zukunft der Deutschen bedeuteten® vertraten —, um

gleichzeitig ~ Handlungsspielraum  gegentiber  den  Alliierten zu  gewinnen, den
Alleinvertretungsanspruch der BRD zu untermauern, die DDR zu delegitimieren und gleichzeitig

territoriale Anspriiche im Osten aufrechtzuerhalten. !°

Diese sogenannte
., JKontinuititstheorie* wurde ,,zum Grundstein des staatsrechtlichen Selbstverstindnis® der frithen
Bundestepublik, ja sogar zur ,,Staatsideologie."" Sie war aber gleichzeitig prekir, da jede praktische
Anerkennung der Realititen des Kalten Krieges diese Rechtskonstruktion gefihrden konnte: der

Zusammenbruch des Deutschen Reiches, die Teilung in zwei Staaten, der Verlust der Ostgebiete

> Edith Sheffer, Burned Bridge. How East and West Germans Made the Iron Curtain, Oxford 2011, S. 61-66.

¢ Vgl. Schaefer, States of Division, S. 67-79.

7 Zu diesem Thema, siche Bernhard Diestelkamp, Rechtsgeschichte als Zeitgeschichte. Beitridge zur Rechtsgeschichte
des 20. Jahrhunderts, Baden-Baden 2001, S. 25-84; Frieder Gunther, »Die Uhr noch einmal zuriickdrehen«. Die
Reichsburgerbewegung und die rechtlichen Narrative zum Fortleben des Deutschen Reiches nach 1945, in: Christoph
Schénberger u. Sophie Schénberger (Hg.), Die Reichsbiirger. Verfassungsfeinde zwischen Staatsverweigerung und
Verschwoérungstheorie, Frankfurt, New York 2020; Sebastian Gehrig, Legal Entanglements. Law, Rights and the Battle
for Legitimacy in Divided Germany, 1945-1989, New York 2021..

8 Diestelkamp, Rechtsgeschichte, S. 31.

? Vgl. Andreas Speit (Hg.), Reichsbirger. Die unterschitzte Gefahr, Bonn 2018; Christoph Schénberger u. Sophie
Schénberger (Hg.), Die Reichsbiirger. Verfassungsfeinde zwischen Staatsverweigerung und Verschworungstheorie,
Frankfurt, New York 2020.

10 Sebastian Gehrig, Recht im Kalten Krieg. Das Bundesverfassungsgericht, die deutsche Teilung und die politische
Kultur der frihen Bundesrepublik, in: Historische Zeitschrift 303. 2016, S. 64-97, hier S. 67-69.

11 Gehrig, Recht im Kalten Kirieg, S. 70; Diestelkamp, Rechtsgeschichte, S. 79.



und die Unwahrscheinlichkeit eines Friedensvertrags mussten so konsequent verneint werden, dass
auch die Beziehungen zu befreundeten Lindern wie Frankreich beeintrichtigt wurden. Das galt
nicht nur in den schwierigen, bis 1956 andauernden Verhandlungen um das das strategisch wichtige
Saarland, sondern auch im jahrzehntelingeren diplomatischen Streit zwischen der Bundesrepublik
und Frankreich Gber einen unbewohnten Wald in der Pfalz und den grenznahen Grundbesitz

deutscher Bauern.'?

Die ,,Mundatwaldfrage® ist bisher nur von wenigen Historikern behandelt worden. Patrick
Schaeffer erklirte in seiner Dissertation aus dem Jahr 1976 die Urspringe des lokalen Konflikts
auf elsdssischer Seite im Zusammenhang mit anderen Fragen der franzdsischen Besatzung
Deutschlands nach 1945.  Auf deutscher Seite hat Volker Pilz die parlamentarischen
Auseinandersetzungen zum Mundatwald ausgewertet und die Einzigartigkeit der Nichtratifizierung
des deutsch-franzosischen Grenzvertrags von 1962 durch den Bundestag unterstrichen.' Ansbert
Baumann wiederum bettet seine Analyse des Falls in die Geschichte der deutsch-franzdsischen
Grenze tiber mehrere Jahrhunderte hinweg ein und betont dabei die wechselhaften Beziehungen
beider Linder. ” AuBerdem haben mehrere zeitgendssische Juristen rechtliche Fragen des
Mundatwaldes ausfiihrlich behandelt.'® Dieser Artikel bindet diese vorigen Analysen ein, setzt aber
den eigenen Schwerpunkt auf die sozialen, politischen und rechtlichen Fragen, die von der
Sequester- und Mundatwaldproblematik aufgeworfen wurden und die eine Verflechtung zwischen
Territorialfragen im Osten und im Westen aufweisen. Er stiitzt sich dabei hauptsichlich auf die
umfangreichen Quellen des Auswirtigen Amts (AA) und stellt somit einen Versuch dar,

Sozialgeschichte anhand diplomatischer Quellen zu schreiben.”

12 Zum Saarland, siche auch Gehrig, Legal Entanglements, S. 47-52; Bronson Long, No Easy Occupation. French
Control of the German Saar, 1944-1957, Rochester, NY 2015; Rainer Hudemann (Hg.), Die Saar 1945-1955. Ein
Problem der europidischen Geschichte, Minchen 1992.

13 Patrick J. Schaeffer, L'Alsace et I'Allemagne de 1945 a 1949, Metz 1976, S. 177-190.

14 Volker Pilz, Der Mundatwald bleibt deutsch! Wie das deutsch-franzésische Grenzabkommen vom 31. Juli 1962 am
Auswirtigen Ausschuss des Bundestages scheiterte, in: Zeitschrift fiir Parlamentsfragen 43. 2012, S. 816-830.

15 Ansbert Baumann, Konfliktlinie oder Freundschaftsband? Verdun, Mundatwald und Schengen - die Entwicklung
der deutsch-franzosischen Grenze, in: Revue d'Allemagne 41. 2009, S. 619—-633.

16 Jacques Myard, L’accord du 10 mai 1984 sur le Mundat, in: Annuaire francais de droit international 31. 1985, S. 884—
892; Dieter Blumenwitz, Die territorialen Folgen des Zweiten Weltkrieges fir Deutschland, in: Archiv des Vélkerrechts
23.1985, S. 1-30; Siegfried Jutzi, Mundatwald und Sequesterland, in: Archiv des Volkerrechts 24. 1986, S. 277-300.
17 Die Quellen aus AA-Bestinden umfassen Uber 34 Akten, die mehr als 5.000 Seiten beinhalten. Angesichts der
enormen Menge verfiighbarer Akten musste selektiv vorgegangen werden, weshalb hier hauptsichlich auf den
Briefwechsel zwischen dem AA und (Vertretern) der 6rtlichen Bevélkerung eingegangen wird. Fiir einen weiteren
Versuch, Sozialgeschichte mittels diplomatischen Quellen zu schreiben, siche Andrew S. Tompkins, "Caught in the
Net: Fish, Ships, and Oil in the GDR-Poland Territorial Waters Dispute, 1945-1989", Central European History (in
Erarbeitung).
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Die ,,Mundatwaldfrage® entwickelte sich in mehreren Etappen und auf mehreren Ebenen. Hier
wird zunichst auf die Lage der deutschen Grenzlandbauern in der Pfalz nach dem Zweiten
Weltkrieg und die dafiir gefundene diplomatische Losung im deutsch-franzosischen Grenzvertrag
vom 31. Juli 1962 eingegangen. AnschlieBend wird erértert, wie konservative Juristen die
Ratifizierung des Vertrags wegen etwaiger Konsequenzen fur die deutschen Ostgebiete und die
Wiedervereinigung hinauszégerten und schlieBlich 1969 torpedierten. Im letzten Teil werden die
andauernden Probleme des ,,Schwebezustands® bis zur Klirung der Grenzproblematik im Jahr
1984 besprochen und der rechtliche Streit der 1980er Jahre Gber das Eigentum des Deutschen

Reiches erortert.

Bauern in Not, 1950-1962

Alfred Wolff*'® hatte genug. Ende 1950 schrieb der Bauer héchstpersonlich an den Herrn
Bundeskanzler Dr. Adenauer mit einer ,,Bitte und zugleich Mahnung®. Die Bauern des Dorfes
Schweigen an der westdeutsch-franzésischen Grenze hatten als ,,am hirtesten betroffene
samtlicher Gemeinden der ehemals roten Zone* im Krieg besonders gelitten, seit fiinf Jahren litten
sie jedoch an der Nachkriegsordnung: Frankreich hat ihre Lindereien im benachbarten Elsass —
die etwa 50 Prozent des Gesamtbesitzes der kleinbauerlichen Betriebe der Gemeinde ausmachten
— 1945 unter Sequester gestellt und seitdem nicht mehr zur Bewirtschaftung zuginglich gemacht.
Nachdem die Bauern immer wieder tiber die Gemeindeverwaltung und ihre beruflichen Vertreter
versucht hatten, sich Gehor zu verschaffen, waren sie inzwischen sowohl finanziell als auch mit
ihren Nerven am Ende: ,,Sollten nun weiterhin unsere Notrufe nicht beachtet werden, so sieht sich
die Bevolkerung veranlasst, MaBlnahmen zu treffen, die der Regierung als nicht sehr angenehm

erscheinen werden.“"’

Die angedeuteten, nicht niher bestimmten Unannehmlichkeiten blieben vorerst aus, aber Wolffs
etwas ungewohnlicher Appell lenkte die Aufmerksamkeit des AA auf das dringende Problem des
grenznahen Grundbesitzes deutscher Bauern. An der deutsch-franzosischen Grenze war das Dorf
Schweigen besonders hart getroffen. Doch Bauern anderswo in der Pfalz kimpften mit dhnlichen
Problemen, von Berg und Scheibenhardt (nahe dem Rhein) bis Hornbach (kurz vor dem Saarland,

20

an der Grenze zu Lothringen).” Der Verlust grenznaher Felder war auch kein franzésisches

18 Name gedndert. Weitere Anonymisierungen sind mit ,,**“ gekennzeichnet.

19 Alfred Wolft*, Schreiben an Bundeskanzler Adenauer, 27. Dezember 1950, Politisches Archiv des Auswirtigen
Amtes (PAAA), B10/447, F. 153.

20 Das Problem des grenznahen Besitzes im Saatland wird hier (wie in den Quellen des AA) ausgeklammert, da es erst
1957 der Bundestepublik zurtickgegliedert wurde. Das Land Baden-Wirttemberg berichtete auch von einigen Fillen



Spezifikum, sondern manifestierte sich entlang aller Grenzen der Bundesrepublik. Bekanntlich
schwierig war die Lage der Bauern an der Demarkationslinie mit der DDR, wo keine
zwischenstaatlichen Verhandlungen stattfanden und wo die Bundesregierung tberhaupt keine
Grenze anerkennen wollte.” Dieses ,,Zonenrandgebiet” im Osten der Republik konkurtierte aber
mit vielen notleidenden Regionen im Westen der Bundesrepublik um Aufmerksamkeit (und
Zuschiisse).”” Schon wihrend des Zweiten Weltkriegs hatten die Niedetlande, Belgien, Luxemburg
und Frankreich deutschen Besitz auf ihrem Territorium als Feindesvermégen beschlagnahmt.
Naturgemill waren Grenzregionen am stirksten betroffen, wo binationale Ehen mit Deutschen
keine Seltenheit waren und wo Land tGber Jahrhunderte grenztberschreitend verkauft und vererbt

wurde.
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Abbildung 1. Karte der deutsch-franzésischen Grenze in der Pfalz, mit den am stirksten betroffenen deutschen Gemeinden (gelb)
und den gegentiberliegenden franzésischen Gemeinden (rot) sowie der ausgegliederte Mundatwald (orange): links stehen Hornbach
(Pfalz) sowie Schweyen (Lothringen); mittig Schweigen (samt St. Germanshof und Rechtenbach, in der Pfalz) sowie Wissembourg
(Elsass); rechts die weniger betroffenen Gemeinden Scheibenhardt und Berg (Pfalz) sowie Scheibenhard und Lauterbourg (Elsass).
Digital beatbeitet auf der Basis von PA AA, B 86/1316.

sequestrierten deutschen Grundbesitzes, aber diese galten meist nicht als ,,grenznah®. AA, Deutsch-franzosische
Ausgleichsverhandlungen (Schreiben an Vertretung Baden-Wirttemburg beim Bund), 29. November 1961, PAAA,
B86/1106; Regierungsprisidium Stdbaden, Abkommen [...] zur Regelung der Eigentumsverhiltnisse |[...] (Schreiben
an AA), 13. Dezember 1961, PAAA, B86/1106.

21 Siehe Schaefer, States of Division, S. 58—88.

22 Eckert, West Germany and the Iron Curtain, S. 30.



Hinzu kamen Verluste des deutschen Territoriums durch 31 ,,geringfiigige Berichtigungen® der
Westgrenze, die die USA, GroBbritannien und Frankreich zusammen mit den Benelux-Lindern
auf der Londoner Sechs-Michte-Konferenz im Mirz 1949 vereinbarten. Dabei wurden 135 km® —
und 13.500 Personen — dem deutschen Hoheitsgebiet entzogen. Wegen Unstimmigkeiten zwischen
den westlichen Alliierten und der Sowjetunion nach dem Ausbruch des Kalten Krieges wurden
endgiiltige Entscheidungen in wichtigen Fragen tber Nachkriegsdeutschland — insbesondere auch
tber seine Grenzen — aufgeschoben. Die Grenzinderungen der sechs Michte wurden deshalb als
wvorldufig® bezeichnet, in der Erwartung, dass diese Berichtigungen bei einer zukiinftigen
Friedenskonferenz ,,bestitigt oder abgeindert werden konnten.”> Die Bundesrepublik wollte die
RechtmiBigkeit dieser Grenzberichtigungen — 4dhnlich wie bei den weitaus grofleren
Verinderungen anderer ehemaliger Grenzen des Deutschen Reichs, insbesondere betreffend der
Gebiete 6stlich der Oder-Neifle-Linie und der DDR — nicht verbindlich anerkennen. Deshalb
wurden sie etwa auf Karten offiziell als deutsche Gebiete gekennzeichnet, die sich blof3 unter
,vorliufiger” fremder Verwaltung befanden (siche Abbildung 2).**

Grenzverdnder%ng im MUNDA TWALD
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Abbildung 2. Karte der Grenzveridnderung um den Mundatwald. PAAA, B86 /1316.

23 Wortlaut des Sechsmichtekommuniqués tber die Grenzverinderungen im Westen, 28. Mirz 1949, PAAA,
B86/1316.

2 Zu dieser damals fir die Ostgebiete geldufigen kartographischen Praxis, siche Patrick Lehn, Deutschlandbilder.
Historische Schulatlanten zwischen 1871 und 1990, Kéln 2008; Christian Lotz, Die anspruchsvollen Karten. Polnische,

ost- und westdeutsche Auslandsteprisentationen und der Streit um die Oder-Neile-Grenze (1945-1972), Magdeburg
2011.
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Im sogenannten ,,Uberleitungsvertrag® verpflichtete sich die Bundesrepublik jedoch, diese und
andere Maflnahmen der Alliierten aus der Besatzungszeit hinzunehmen und einige Sonderrechte
der Drei Michte zu respektieren: insbesondere durften Anderungen der ,,vorliufigen Grenzen der
Bundestepublik [...] nur mit Zustimmung der Drei Michte unternommen werden.” Im Gegenzug
sicherten die Westalliierten im Artikel 7 des parallel verhandelten ,,Deutschlandvertrags® zu, dass
»die endgultige Festlegung der Grenzen Deutschlands® bis zu einer Friedensregelung mit
Gesamtdeutschland ,,aufgeschoben werden muss“.” Die Vertrige wurden in ihrer endgiiltigen
Fassung am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnet, an dem gleichen Tag wie das Abkommen
zwischen Frankreich und der Bundesrepublik tber das Saarland, welches Frankreich von
Deutschland abtrennen wollte. * Der Friedensvertragsvorbehalt war seitens der Alliierten
offensichtlich ,,rein formaler Natur. *® Westdeutsche Juristen nutzten ihn jedoch jahrzehntelang,

um die Frage der deutschen Grenzen offenzuhalten und die Hoffnung auf eine Wiedervereinigung

in den Grenzen von 1937 zu pflegen.

Laut einer Erhebung des Bundesministeriums fur Ernidhrung, Landwirtschaft und Forsten
(BMELF) verloren durch Beschlagnahmungen ahnlich viele bundesdeutsche Bauern an der
Westgrenze (2.294 landwirtschaftliche Betriebe) wie an der Ostgrenze (2.318 Betriebe) den Zugang
zu Teilen ihres privaten Grundbesitzes. Die Verluste landwirtschaftlicher Nutzflichen waren im
Westen sogar groBer (etwa 4.500 Hektar) als im Osten (etwa 3.500 ha).”” Am stirksten betroffen
war die deutsch-niederlindische Grenze, wo seit 1815 garantierte grenziberschreitende
Nutzungsrechte plotzlich auler Kraft gesetzt und insgesamt 3.940 ha (inklusive Waldflichen, die
in den Zahlen oben nicht inbegriffen sind) gesperrt wurden. Frankreich beschlagnahmte
verhiltnismiBig wenig grenznahen deutschen Grundbesitz: etwa 500 bis 700 ha,> weitaus weniger

als Belgien (1.367 ha) und nur unwesentlich mehr als Luxemburg (408 ha).” Ahnlich sah es bei den

25 Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen. Fassung vom 23.10.1954, in: Bundesgesetzblatt.
1955, 405-468.

26 Vertrag uber die Bezichungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Michten. Fassung vom
23.10.1954, in: Bundesgesetzblatt. 1955, 305-320.

27 Zur Verflechtung zwischen dem Saar-Statut und den sonstigen Patiser Vertridgen, siche Long, No Easy Occupation,
S. 187-207.

28 Diestelkamp, Rechtsgeschichte, S. 69.

2 Diese Statistiken beinhalten nur Privatbesitz. Nicht inbegriffen waren Waldflichen und 6ffentliches Eigentum.
BMELF, Erhebung tiber das grenzdurchschnittene land- und forstwirtschaftliche Grundeigentum |[...] (Schreiben an
Bundestagsausschuss fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten), 10. Juli 1954, PAAA, B24/298, F. 18-20; BMELF,
Das grenzdurchschnittene land- und forstwirtschaftliche Grundeigentum [...] an detr sowjetischen Demarkationslinie
sowie [...] an det Westgtenze des Bundesgebietes (Bericht), 1954, PAAA, B24/298, F. 21-48.

30 Laut dem Bericht des BMELF wurden in Frankreich 492 ha beschlagnahmt. Andere Quellen geben aber hiufiger
die Zahl von 711 ha an. BMELF, Bericht zum grenzdurchschnittenen Grundeigentum, S. 13.

31 Ebd.



,,Grenzberichtigungen® von 1949 aus. Dabei nahmen die Niederlande 6.800 ha teils besiedeltes
Gebiet unter ihre Kontrolle, insbesondere die Dérfer Elten und Selfkant. Belgien wiederum
beanspruchte 1.950 ha deutsches Territorium, Luxemburg den Kammerwald (etwa 500 ha), und
Frankreich nur die unbewohnten und fast vollstindig im staatlichen Besitz stehenden 698 ha des

Mundatwaldes.*

An sich waren die Fragen des sequestrierten Grundbesitzes und der Grenzidnderungen unabhingig
voneinander.” Beide Probleme waren aber integraler Bestandteil aller ,,Ausgleichsvertrige®, die die
Bundesrepublik mit den Nachbarstaaten Belgien (1956), Luxemburg (1959) und den Niederlanden
(1960) schloss. So gelang es der Bundesregierung, die Rickgabe von Territorium und privatem
Grundbesitz zumindest teilweise zu erreichen — allerdings meist gegen hohe Zahlungen oder in
Verbindung mit asymmetrischen Gebietstauschen, die in den Vertrigen ausnahmslos als
,Grenzberichtigungen® dargestellt wurden. Das AA erwartete aber weitaus schwierigere
Verhandlungen mit Frankreich, eine mit Sonderrechten ausgestattete ehemalige Besatzungsmacht,
die stets den Fortbestand des ,,Deutschen Reiches® (und damit auch den deutschen Anspruch auf
die Grenzen von 1937) verneint hatte und die bis 1955 die Abtrennung des Saarlandes von
Deutschland verfolgte.” Um die Verhandlungen mit Belgien, Luxemburg und den Niederlanden
nicht durch etwaige Konzessionen an Frankreich zu prijudizieren, wartete das AA den Abschluss
all dieser Vertrige sowie die 1957 erfolgte Ruckgliederung des Saarlandes ab, bevor es tiberhaupt

Verhandlungen iiber einen Grenzvertrag mit dem franzésischen Quai d’Orsay anbot.™

Damit blieb das AA auch untitig, als sich die Probleme im Grenzland im Laufe der 1950er Jahre
verschirften. 1953 schrieb eine tiber 70 Jahre alte Witwe aus Hornbach dem AA, sie miisse ,,Von

meinem Hause aus [...] leider zusehen®, wie aus ihrem franzésischen Waldbesitz ,,fortlaufend

bl

Stimme geschlagen und abtransportiert werden fiir den Wiederaufbau in Lothringen. Sie bat das

AA einzuschreiten, ,,[d]a es mir infolge der Grenze nicht méglich ist, mit der franzos. Regierung

3> 3

« 36

zu verhandeln®. * Trotzdem empfahl das AA ihr lediglich, ,personlich an die ortlichen

franzosischen Stellen heranzutreten®, da es ,leider keine Moglichkeit” sehe, auf diplomatischer
) , g > p

32 AA, Deutsch-franzésisches Abkommen [...] (Schreiben an Auswirtigen Ausschuss), 20. Juli 1967, PAAA, B86/1111.
33 In der Tat wirkten die Grenzinderungen von 1949 nicht auf Eigentumsverhiltnisse in den betroffenen Gebieten,
d.h. Grundstiicke in den ausgegliederten Territorien dutften nicht als Feindesvermdgen beschlagnahmt werden.

34 Nach dem Scheitern franzosischer Pline zur Europiisierung des Saatlandes bei der Volksabstimmung iiber das Saar-
Statut im Jahre 1955 wurde das Saarland zum 1. Januar 1957 in die Bundesrepublik wieder eingegliedert.

35 AA, Ergebnis-Niederschrift tiber die Hausbesprechung [...] am 23. August 1958, 3. September 1958, PAAA,
B86/1105.

36 Dora Réssler*, Einstellung der Ausbeutung meines Wald- und Landbesitzes [...] (Schreiben ans AA), 28. Februar
1955, PAAA, B10/447.
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Ebene zu intervenieren.”” Offenbar wollten deutsche Behérden die Aufmerksamkeit des Pariser
Zentralstaats nicht auf die Grenzregion lenken, weil sie furchteten, die lokale Situation dadurch zu
verschlechtern. ™ Das AA schritt auch nicht ein, als die Stadt Wissembourg das grenznahe
Grundstiick eines deutschen Eigentiimers aus Schweigen enteignete. Der Birgermeister von
Schweigen war entsetzt und wollte die Diskussion des Falls im elsdssischen Conseil Régional in
Strasbourg storen: ,,wenn ich einen Pass hitte, wiirde ich sowieso hinfahren und versuchen mit der

Presse in die Sitzung zu kommen.*”

Die Nutzung der grenznahen Flichen wurde zwar in staatlichen Unterlagen als eine
,Lebensfrage fir die Grenzbauern wund fir ,die wirtschaftliche Existenz der
Bevolkerung® bezeichnet.* Da der Staat jedoch liber Jahte hinweg nicht handelte, mussten lokale
Akteure soweit moglich eigene Losungen finden. ' Mancherorts gelang das den deutschen
Grenzbauern ohne gro3e Schwierigkeiten — nicht zuletzt weil zu wenig Franzosen bereit waren, die
Grundstiicke von der Sequesterverwaltung zu kaufen. Im elsdssischen Scheibenhard zum Beispiel
durften deutsche Grenzbauern ihre sequestrierten Flichen problemlos weiter bewirtschaften,
wegen des Sequesters jedoch nicht verkaufen, verschenken oder vererben. In Lothringen waren die
Behérden weniger kompromissbereit. Dennoch nutzten manche Bauern ihre lothringischen
Grundstiicke auch ohne Erlaubnis und sogar ohne Passierscheine — trotz der Gefahr, wegen
unerlaubten Grenziibertritts festgenommen zu werden. Wiederum andere Deutsche im Grenzland

organisierten einen Tausch mit franzosischen Nachbarn.*

Am kompliziertesten war die Lage zwischen Wissembourg (Elsass) und Schweigen (Pfalz), wo viele
Grundstiicke im Krieg stark verwiistet, teilweise vermint und anschlieBend verwildert waren.*”
Infolgedessen war eine umfangreiche und teure Flurbereinigung nétig, um die Grundstiicke

tberhaupt benutzen zu kénnen. Dies fithrte aber dort zu einer Neuverteilung der Grundstiicke, da

37 AA, Einstellung der Ausbeutung Thres Wald- und Landbesitzes |...] (Schreiben an Réssler [Entwurf]), 22. Juni 1953,
PAAA, B86/1262.

38 AA (Vermerk), 22. April 1953, PAAA, B86/1262.

3 Burgermeister der Gemeinde Schweigen, Schreiben an Landrat in Bergzabern, 28. November 1953, PAAA,
B86/1262.

40 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Grenznaher deutscher Grundbesitz in Frankreich (Schreiben an Vertretung
Rheinland-Pfalz beim Bund [Abschrift]), 2. Mirz 1956, PAAA, B86/1316.

# Zu den besonderen Schwierigkeiten solcher Koordination an der innerdeutschen Grenze, siche Schaefer, States of
Division, S. 89-117.

42 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 2.3.1956. Vgl. Schaefer, States of Division, S. 69-70.

# Insofern glichen sie (kurzzeitig) den ,,transboundary natures®, die Astrid Eckert untersucht. Eckert, West Germany
and the Iron Curtain, S. 171.
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,die fritheren Eigentumsgrenzen nicht mehr feststellbar waren®.** Da die Sequesterverwaltung
solche unattraktiven Grundstiicke kaum verkaufen konnte und Wissembourg keine Grundsteuer
fir brachliegende Flichen einnahm, bot die franzosische Stadtverwaltung den Schweigener Bauern
einen Pachtvertrag an. Gegen jihrliche Zahlungen in Héhe des (variablen, aber damals niedrigen)
Grundsteuerbetrags — plus 20 Prozent Verwaltungsgebithren — durften die in der
,2Aufbaugemeinschaft Schweigen® vertretenen fritheren Besitzer gemeinsam alle 254,13 ha (inkl.
etwa 80 ha Weinberge) als einen einzigen Komplex pachten und proportional untereinander zur
Nutzung aufteilen. Die neuen Eigentumsverhiltnisse blieben bis zur Regelung der Sequesterfrage
inoffiziell. Andernfalls hitten Pariser Stellen darauf aufmerksam werden kénnen, die ,,die nunmehr
getroffene Regelung auf unterster Ebene [...] und wahrscheinlich jede weitere Verhandlung der
untersten Stellen in WeiBlenburg untersagen® wiirden.” So durften die Bauern von Schweigen aber

»ihre® (neu verteilten) Grundstiicke wenigstens wieder bewirtschaften.

Obwohl lokale Losungen die negativen Auswirkungen des Sequesters oft auf diese Weise abfedern
konnten, blieb eine Lésung auf staatlicher Ebene weiterhin erforderlich, wie der Fall der Bauern
aus Hornbach zeigt. In der gegeniiberliegenden lothringischen Gemeinde Schweyen lagen 103 ha
nach 1945 unter Sequester. Wihrend des Krieges hatte die Wehrmacht sowohl franzésische als
auch deutsche Besitzer dort entschidigungslos enteignet, um einen Truppentbungsplatz

auszudehnen.*

Paris behandelte das Gebiet deshalb als Wehrmachtseigentum und schloss jeden
Rickkauf an die (schon vom Dritten Reich enteigneten) deutschen Besitzer wegen ihrer
angeblichen Unterstitzung des Militarismus aus. Lokale Beh6rden untersagten deshalb auch eine
Bewirtschaftung durch die ehemaligen Eigentimer. Hitte die Bundesrepublik zugig mit Frankreich
verhandelt, wire diese Situation vielleicht nur voribergehend gewesen. Stattdessen versteigerte die
Sequesterverwaltung im Jahr 1958 — nach tiber einem Jahrzehnt Stillstand — plétzlich mehr als 90
ha an Franzosen."” Die Gemeinde Schweyen kaufte den groBten Teil auf, angeblich mit der Absicht,

die Flichen aufzuforsten.® Stattdessen aber verpachtete Schweyen die Flichen weiter an

4 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Deutsch-franzosischer Ausgleichsvertrag [...] (Schreiben an Vertretung Rheinland-
Pfalz beim Bund), 15. April 1964, PAAA, B86/1109.
4 Niederschrift tiber die [...] Flurbereinigung |...] auf elsdssischem Boden jenseits der Grenze in Schweigen, 9. Mai
1956, PAAA, B86/1316.
4 Zur spiteren Umwandlung solcher , militarized environments® in Naturschutzgebiete, siche Chris Pearson,
Mobilizing Nature. The Environmental History of War and Militarization in Modern France, Manchester 2012, S. 273—
310; Eckert, West Germany and the Iron Curtain, S. 190-197.
47 Verhandlungsleiter, Besichtigung des Mundatwaldes und des unter franzésischem Sequester stehenden grenznahen
deutschen Grundbesitzes [...] in der Pfalz (Aufzeichnung), 7. November 1960, PAAA, B86/1262.
48 Maitie de Schweyen, Bescheinigung, 23. Februar 1965, PAAA, B86/1110.
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franzosische und sogar auch an deutsche Bauern — jedoch nicht an die ehemaligen Besitzer.” Dies
sorgte fur Unruhe im deutsch-franzésischen Grenzland weit tber Hornbach hinaus. Uberall
entlang der Grenze firchteten grenznahe deutsche Bauern, dass ihre sequestrierten Grundstiicke

ebenfalls ohne Vorwarnung weiterverkauft werden konnten.

Das AA erorterte intern immer wieder Moglichkeiten fir Verhandlungen mit Frankreich, kam aber
noch 1958 zu dem Schluss, dass seine Karten denkbar schlecht waren: nach eigener Einschitzung
hatte die Bundesrepublik ,,keine Gegenleistungen anzubieten®, um Frankreich zur Freigabe des
Sequesters und einer gleichzeitigen Riickgabe des Mundatwaldes zu bewegen.” Deshalb zeichnete
sich bei den 1961-62 gefithrten Verhandlungen schon sehr frith eine Lésung ab: das AA betrachtete
die endgiltige Abtretung des Mundatwalds an Frankreich ,gewissermassen als Preis® fir
Konzessionen an Deutschland in anderen Bereichen, vor allem fir den grenznahen deutschen
Grundbesitz.”' In diesem Zusammenhang — und wohl mit Blick auf den bald darauffolgenden
deutsch-franzosischen Freundschaftsvertrag von 1963 — zeigte sich die franzdésische Regierung
vergleichsweise groBziigig. Wo die Niederlande und Belgien nur Rickkaufmoglichkeiten in
Aussicht gestellt hatten (nachdem die Niederlande mehr als die Hilfte der konfiszierten Flichen
schon an seine eigenen Staatsbiirger weiterverkauft hatte), erklarte sich Frankreich (wie Luxemburg
zuvor) bereit, grenznahe Grundstiicke bedingungslos an ihre ehemaligen deutschen Besitzer
zuriickzugeben. Als Frankreich einen Ausgleichsvertrag mit Deutschland im Jahre 1962
unterschrieb, waren — aullerhalb Schweyens — erst einige wenige Flichen schon weiterverkauft, so

dass noch etwa 620 ha von insgesamt 711 ha (87 Prozent) zurtickgegeben werden konnten.

Bei der Grenzinderung war Frankreich jedoch weniger kompromissbereit, zumal der Mundatwald
seine einzige Forderung war.”” Belgien und die Niedetlande hatten ihre Grenzinderungen aus der
Besatzungszeit zwar teilweise zuriickgenommen. Allerdings machte die BRD in anderen Bereichen
,,betrachtliche Zugestindnisse® (Anerkennung belgischer Anspriiche auf Eupen-Malmédy und St.
Vith, 280 Millionen DM fiir die Niederlande), um dies zu erreichen. Frankreich machte stattdessen
Zugestindnisse an die Bundesrepublik, um sie zur Aufgabe des Mundatwaldes zu bewegen: die

franzosische Regierung erklirte sich dazu bereit, die schon seit dem Ersten Weltkrieg festgefahrene

4 Auswirtiger Ausschuss des Bundestages, Bericht tiber die Reise einer Delegation des Auswirtigen Ausschusses in
das deutsch-franzésische Grenzgebiet in den Landkreisen Bad Bergzabern und Zweibriicken am 26. November 1966,
30. November 1966, PAAA, B86/1110.

50 AA, Ergebnis-Niederschrift vom 23.8.1958.

51 AA, Vermerk zur ersten Tagung der Ausgleichsvethandlungen, 27. Januar 1961, PAAA, B86/1316.

52 AA, Vergleich zwischen den franzésischen Forderungen und dem Inhalt des deutsch-belgischen und des deutsch-
niedetlindischen Ausgleichsvertrages (Aufzeichnung), 13. Juni 1961, PAAA, B86/1316.
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Rickgabe der deutschen evangelischen Christuskirche in Paris zu erleichtern und auch das
ehemalige deutsche Botschaftsgebiude in der Pariser Rue de Lille zuriickgeben.” In der Frage des
Mundatwaldes aber blieb Frankreich hatt.

Nach Einschitzung des AA bestand die franzosische Regierung aus ,,Ricksicht [...] auf die lokalen
Interessen und die Stimmung in Weissenburg® so hartnickig auf Territorialforderungen im
Mundatwald.”* Direkt nach dem Zweiten Weltkrieg hatte diese Stadt am Rande des Elsass sehr
weitreichende Territorialforderungen gestellt, die nicht nur den Mundatwald, sondern auch ihr
gesamtes Hinterland auf pfilzischer Seite betrafen, das vor den Napoleonischen Kriegen zu
Frankreich gehort hatte. Ihre Minimalforderung blieb aber der Mundatwald selbst, der urspriinglich
im 7. Jahrhundert einem Kloster gehort hatte, jedoch ab 1275 im unteilbaren Besitz zusammen mit
der Stadt Wissembourg stand. Obwohl der klerikale Anteil mehrmals an wechselnde Miteigentimer
weitergereicht wurde (1524 an den Bischof von Speyer, 1789 an Frankreich, 1815 an Bayern),
behielt Wissembourg seinen Anteil des Waldes durchgehend bis 1937. Nach der Machtergreifung
Hitlers erschwerte es der bayerische Miteigentimer aber zusehends der Gemeinde Wissembourg,
den Wald gemeinsam zu bewirtschaften. Deshalb verkaufte Wissembourg 1937 seinen Anteil an
das Deutsche Reich, das den Wald in unteilbarem Besitz mit Bayern hielt. Nach dem Krieg forderte

Wissembourg den Wald zuriick, und zwar als Alleinbesitz ohne deutschen Miteigentiimer.”

Der franzosische Zentralstaat setzte nur diese Minimalforderung um und fihrte in seiner
Eigenschaft als Besatzungsmacht in Deutschland am 23. April 1949 eine Grenzberichtigung um
den Mundatwald durch.”® Der Mundatwald blieb also das einzige Zugestindnis Frankreichs an eine
periphere Stadt in einer Region, die der Zentralstaat nach Jahrhunderten wechselhafter Geschichte
stirker an sich binden wollte. Andere Aspekte der deutsch-franzosischen Beziehungen verstirkten
die unnachgiebige Haltung Frankreichs. Laut dem AA hatte der franzésische Delegationsleiter
schon zu Beginn der Verhandlungen zu verstehen gegeben, ,,wir [die Deutschen] hitten doch den
Krieg verloren und sollten nun wenigstens, nachdem wir das Saargebiet zuriickerhalten hitten, das
im Vergleich hierzu vollig unbedeutende Gebiet des Mundat-Waldes abtreten.”” Auch deshalb sah

das AA wenig Chancen, den Mundatwald tberhaupt zuriickzugewinnen.

5 AA, Deutsch-franzésische Ausgleichsverhandlungen im  Zusammenhang mit dem Besuch des Herrn
Bundesprisidenten in Patis vom 20. bis 23. Juni 1961 (Entwutf der Kabinettsvotlage), 12. Juni 1961, PAAA, B86/1105.
54 AA, Vermerk vom 27.1.1961.

55 Schaeffer, L'Alsace et I'Allemagne, S. 177-190; Myard, L’accord du 10 mai 1984, S. 884-886.

56 Forstamt Schweigen, Die Grenzverinderungen vom Jahr 1949 (Bericht), 30. Oktober 1953, PAAA, B86/1316.

57 AA, Ausgleichsverhandlungen mit Frankreich (Aufzeichnung), 9. Februar 1961, S. 4, PAAA, B86/1316.
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Die Bundesregierung stand also vor einer Entscheidung zwischen der endgiiltigen Abtretung eines
unbewohnten Waldes, der mittlerweile tberwiegend in staatlichem Besitz stand, und der
Befriedigung der ,lebensnotwendigen® Bedurfnisse hunderter Staatsbiirger, denen ihr privaten
Grundbesitz in Frankreich entzogen worden war. In harten Verhandlungen im Jahr 1961 erreichten
die deutsche Delegation das, was sie fiir méglich hielt.”® Auch Adenauers Kabinett stimmte am 5.
Juli 1961 den franzosischen Forderungen zu, ,,weil dieses Gebiet ohnehin schon unter
franzosischer Verwaltung steht und es bezweifelt werden muf}, ob es moglich wire, bei spiteren
Friedensverhandlungen seine Rickgabe zu erreichen® — ferner aber auch, weil mit der Abtretung
die Rickgabe des grenznahen Grundbesitzes, der deutschen Christuskirche in Paris und des
ehemaligen Botschaftsgebiudes in der Rue de Lille erméglicht wurde.” Das AA hatte stets auf der
Mitwirkung des Landes Rheinland-Pfalz bestanden, dessen Vertreter die Frage des grenznahen
Grundbesitzes als eine ,,Existenzfrage® betrachteten — sicher fiir die Bauern, eventuell aber auch
fir die Landesregierung, die sich ,keine politischen Schwierigkeiten von den Betroffenen

winschte.’’ Der Tausch von grenznahem Grundbesitz gegen den Mundatwald war damit gesichert.

Eine ,,Abtretung des kleinen und unbewohnten Gebietes trug jedoch zumindest hypothetisch
Schwierigkeiten fiir die Vorstellung einer Wiederherstellung der deutschen Grenzen von 1937 in
sich. Laut dem AA kénne eine vertragliche Bestitigung der franzdsischen ,,Annektierung® des
Mundatwaldes so interpretiert werden, dass die Grenzziehung der Besatzungsmacht im Jahr 1949
in der Tat ,,endgultig* war und nicht, wie die Bundesregierung immer behauptete, nur ,,vorldufig®.
Der Verlust des Waldes konnte also ,,u.U. ein gefihrliches Prijudiz bei spateren Erorterungen tiber

die deutsche Ostgrenze darstellen®, weil Polen dhnliche Argumente gegen eine Riickgabe der

bl

Gebiete 6stlich der Oder und Neisse anwenden koénnte.®! Dass der Unterschied zwischen dem

Mundatwald (698 ha, unbewohnt) und den deutschen Ostgebieten (iiber 4,8 Millionen ha, bis zu

5% An den Verhandlungen unter Leitung des AA nahmen regelmiBig Vertreter der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz teil.
Beamten der Ministerien fir gesamtdeutsche Fragen, des Innern, der Finanzen sowie fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten waren ecbenfalls beteiligt und wirkten an der gemeinsamen Kabinettsvorlage mit. Zu
Ressortbesprechungen in Bonn kamen auch Beamten des Ministeriums der Justiz und fiir wirtschaftlichen Besitz des
Bundes sowie Vertreter des Saarlands hinzu. Die franzdsische Delegation umfasste die Vertreter der Ministeres des
Affaires Ettangéres, des Finances und de I'Intérieur. Siche AA, Ergebnisprotokoll der Ressortsitzung, 25. Mai 1961,
PAAA, B86/1316; AA, Aufzeichnung, 13. Juni 1961, PAAA, B86/1316.

3 AA, Weitergeltung und Bedeutung der Verordnung des [General Koenig] vom 23. April 1949 (Vermerk), 15. August
1961, PAAA, B86/1316. Vgl. auch Bundesregierung, Deutsch-franzésische Ausgleichsverhandlungen
(Kabinettsprotokoll), 5. Juli 1961.

00 AA, Aufzeichnung vom 9.2.1961; AA, Deutsch-franzésische Ausgleichsverhandlungen (Aufzeichnung), 27. April
1961, PAAA, B86/1316.

o1 AA, Deutsch-franzésische Ausgleichsvethandlungen (Aufzeichnung), 13. Juni 1961, PAAA, B86/1316. Auch im
Streit um das Saarland hatten westdeutsche Stellen ihre Ablehnung jeder Grenzinderung mit Hinweisen auf mogliche
Prizedenzwirkungen im Osten begriindet. Long, No Easy Occupation, 135, 190.
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12 Millionen Fliichtlinge®) mehr als eine Frage der GroBenordnung war, war den deutschen
Verhandlern wohl durchaus bewusst. Der franzosische Delegationsleiter lehnte den deutschen

Einwand mit dem einfachen Hinweis ab, ,,die deutschen Grenzprobleme im Osten seien doch

> »

« 6

etwas ganz anderes®.  Nichtdestotrotz wurde die Grenzinderung ausdriicklich auf lokale
Gegebenheiten zurtickgefithrt, um jeden méglichen Vergleich mit anderen deutschen Grenzen von
vornherein  zuvorzukommen: so  wurde im  Vertrag von  einer  kleinen
,,Grenzberichtigung® gesprochen, ,[ulm den ortlichen Bedirfnissen, insbesondere der
Trinkwasserversorgung der Stadt Weilenburg, Rechnung zu tragen®. ® Nach mithsamen
Verhandlungen unterzeichneten beide Seiten am 31. Juli 1962 das Abkommen zur Regelung

verschiedener Grenzfragen.

Verhinderte Ratifizierung des Grenzvertrags, 1962-1969

Als die Details des Vertrags nach und nach an die Offentlichkeit kamen, 16sten sie unter den
Betroffenen gemischte Gefiithle aus. In Schweigen war man insbesondere froh, dass Frankreich
sich bereit erklirte, nach Ratifizierung des Vertrags die Ergebnisse der 1956 begonnenen
Flurbereinigung anzuerkennen.® Uber die Abtretung des Mundatwaldes war der Biirgermeister der
Gemeinde jedoch weniger begeistert. Da der Wald mitten im Ort lag, ginge mit seiner Abtretung
den direkten Zugang zwischen der Ortsmitte und dem abgelegenen Ortsteil St. Germanshof
verloren, so dass einen Umweg von 35 km auf deutschem Territorium nétig wire, um nicht

zweimal die Staatsgrenze liberqueren zu miissen.®

AuBlerdem bezifferte der Birgermeister den
geschitzten Grundsteuerausfall wegen des verlorenen Waldstiicks auf etwa 10-12.000 DM jihrlich;
sein Amtskollege im Nachbarort Oberotterbach veranschlagte die Einbuflen auf 4-5.000 DM pro
Jahr. Obwohl die sequestrierten Grundstiicke fiir lokale Winzer ,,existenznotwendig* seien, waren
beide Biirgermeister dartiber einig, dass ,,die privaten Interessen der Winzer und das Interesse an

der Erhaltung des Mundatwaldes nicht miteinander verquickt werden dirften. <"’

In Hornbach hingegen war die Bevilkerung nicht nur unzufrieden, sondern regelrecht wiitend,

dass keine besondere Regelung fiir die 1958 verkauften Grundstiicke getroffen wurde: Nur

62 Philipp Ther, A Century of Forced Migration. The Origins and Consequences of “Ethnic Cleansing”, in: Philipp
Ther u. Ana Siljak (Hg.), Redrawing Nations. Ethnic Cleansing in East-Central Europe, 1944-1948, Lanham, MD 2001,
S. 43-72, hier S. 59-62.

03 AA, Aufzeichnung vom 9.2.1961.

4 Bundestag, Entwutf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. Juli 1962 [...] (Drucksache V/405), 9. Mirz 1966.
65 Qualititsweinbauvereinigung Schweigen, Sequesterland in der Gemarkung WeiBlenburg (Schreiben an Landratsamt
Bad Bergzabern), 12. Juni 1966, PAAA, B86/1110.

% Auswirtiger Ausschuss des Bundestages, Bericht tiber Reise am 26.11.1966, S. 4.

67 Ebd., S. 5.
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Grundstiicke, die ,,vor Unterzeichnung des Abkommens von den franzésischen Behérden nicht
verduflert oder aus Grinden des Offentlichen Interesses enteignet worden® waren, konnten
zurtickgegeben werden.”® So bekimen Hornbacher Bauern héchstens 22 ha zuriick, wihrend etwa
93 ha fiir immer verlorengingen.” Im Juli 1963 unterschrieben 691 Biirger des Dorfs eine Petition,

daB3 dieses

> »

die von ,tiefer Enttduschung® sprach. Sie baten die Landesregierung darum
Abkommen nicht ratifiziert wird® und stattdessen neue Verhandlungen mit Frankreich
aufgenommen wurden. Ihrer Einschitzung nach mussten die Franzosen damit einverstanden sein,
,um so mehr als ein Teil der Schweyener Bevolkerung in Deutschland arbeitet™.” Was die Petition
nur vage ausdriickte, wurde offenbar bei einer lokalen Versammlung im Klartext gesagt: ,,dass man
diese [franzosischen] Arbeitskrifte, wenn keine befriedigende Losung erzielt werde, entlassen
solle®. Bei der gleichen Versammlung schlugen manche sogar vor, dass die Hornbacher ,,Gift auf
die Weiden® der betroffenen Flichen in Schweyen streuen oder ,,iiber die Acker rasen* kénnten.”
Einen Monat spiter ziindete ein deutscher Bauer tatsichlich Heu auf seinen ehemaligen Feldern
an und bedrohte die neuen franzdsischen Besitzer mit einem Messer. Der deutsche Botschafter in
Paris, Herbert Blankenhorn, spielte das Ereignis herunter und berichtete, fur die franzdsische

Presse sei das Vorkommnis ,,ein 6rtlicher, nicht sehr ernst zu nehmender Zwischenfall,”

Entscheidender als die Meinungen oder Handlungen vor Ort war aber die hartnickige Ablehnung
durch konservative Juristen, die bald ein ,,KKuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes® bildeten.
Das Kuratorium wurde offiziell von dem echemaligen, im Nationalsozialismus verfolgten
Oberlandesgerichtsprisidenten Ludwig Ritterspacher gegriindet und offenbar in Anlehnung an das
wKuratorium Unteilbares Deutschland® benannt, das sich parteitibergreifend fir die deutsche
Wiedervereinigung einsetzte.” Die treibende Kraft war jedoch der Notar Dr. Karl Bertzel (geb.
1916), der im Nationalsozialismus Jura studierte, 1941 Wehrmachtssoldat wurde, in der

Besatzungszeit promovierte und von den Amerikanern als ,,Mitliufer* eingestuft wurde.” Politisch
g p > g

8 Bundestag, Drucksache V/405, S. 4.

© Burgermeister der Stadt Hornbach, Petition, 3. Juli 1963, PAAA, B86/1109. Es ist unklar, warum diese Zahlen
zusammen die Einschitzung von 1960 (103 ha sequestrierten Besitzes Hornbacher Bauern) Ubertreffen. Der erwartete
Verlust von etwa 92-94 ha stimmt mit anderen Quellen tberein. Vgl. Verhandlungsleiter, Aufzeichnung 7.11.1960;
Mairie de Schweyen, Bescheinigung.

70 Burgermeister der Stadt Hornbach, Petition vom 3.7.1963.

"1 Landratsamt Zweibriicken, Hornbacher Grundbesitz in Lothringen (Schreiben an Bezirksregierung der Pfalz), 5. Juli
1963, PAAA, B86/1109.

72 Botschaft Paris, Grenzzichung zwischen der deutschen Gemeinde Hornbach und der franzosischen Gemeinde
Schweyen, 1. August 1963, PAAA, 1109.

73 Eckert, West Germany and the Iron Curtain, S. 98. Zum Kuratorium, siche Christoph Meyer, Die
deutschlandpolitische Doppelstrategie. Wilhelm Wolfgang Schiitz und das Kuratorium Unteilbares Deutschland
(1954-1972), Landsberg am Lech 1997.

74 Spruchkammerakte Karl Bertzel, 1947-1948, Staatsarchiv Amberg, Spruchkammer Regensburg-Land 151.
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blieb Bertzel bis in die 1970er Jahre hinein undurchsichtig (bzw. opportunistisch): nach eigenen
Angaben stand er der CDU nahe, er kultivierte aber auch Beziechungen zur SPD. Beide Parteien
versuchte er mit dem Hinweis unter Druck zu setzen, die NPD kénne die Mundatwaldfrage fiir
sich nutzen.” In seinen spiteren Jahren bediente er sich immer 6fter der Argumente und einer
Rhetorik, die eher rechtsextremen Positionen zuzurechnen watren. Schon in seiner Kindheit nach
dem Ersten Weltkrieg hatte er als Mitglied des Vereins fiir das Deutschtum im Ausland wohl viel

groBdeutscher Propaganda gegen Gebietsvetluste im Osten wie im Westen rezipiert.”

In Bayern aufgewachsen, Bertzel siedelte 1952 nach Zweibriicken um, da seine Eltern aus der Pfalz
kamen. Er besal3 nach eigenen Angaben Vorfahren ,im alten Lothringen® und war offenbar
wangjahriges Mitglied” einer Nachfolgeorganisation des Bundes Vertriebener aus Elsal3-
Lothringen und den Weststaaten.”” 1983 publizierte er ein ,,Plidoyer fiir einen Friedensvertrag mit

dem Deutschen Reich®, das er seiner Mutter widmete, ,,deren Leben der Friedensvertrag von

> »
Versailles verkiirzt hat*.”® Spitestens ab 1984 schrieb er seine Post auf Briefkopfpapier, welches
seine Adresse mit dem Zusatz ,Deutsches Reich — franzosische Zone® angab.” Allerdings
begriindete Bertzel (auch im Namen des Kuratoriums) die Gegnerschaft zum deutsch-
franzosischen Grenzvertrag nicht mit einem unzeitgemal3en Revanchismus gegentiber Frankreich,
sondern mit immer noch salonfihigen Argumenten tiber die deutschen Ostgrenzen.* Knapp zwei

Monate nach Unterzeichnung des Vertrages im Jahre 1962 argumentierte er in einem Gutachten,

die Abtretung des Mundatwaldes wiire ein ,,gefahrlicher Prizedenzfall: ,,Mit anderen Worten: Die

75 Karl Bertzel (Schreiben an AuBlenminister a.D. Heintrich von Brentano), 1. Oktober 1962, PAAA, B86/1136;
Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes, Besuch in Paris Mitte Januar (Schreiben an Auenminister Willy Brandt),
2. Januar 1967, PAAA, B86/1111.

76 Zu Zeiten seiner Mitgliedschaft (1927-1936) wurden z.B. folgende Bucher veroffentlicht: Deutsches Land an Rhein,
Mosel und Saar. [zur Pfingsttagung], Mainz 1934; Die Grenzziechung an der Weichsel. [Zur Ostlandtagung an
Pfingsten|, Berlin 1935. Der VDA wurde im Nationalsozialismus in einen ,,Volksbund® umbenannt, der Titel
veroffentlichte wie Roland Grof3, Deutsche Bauern im Osten. Von Art und Herkunft der Winterfelder Kolonisten,
Berlin 1938; Trotz polnischer Willkiir. Aus Arbeit und Kampf der volksdeutschen Jugend im ehemaligen Polen, Berlin
1940.

77 Det Mundatwald - ein Beispiel fiir manchetlei, in: Detr Westen, Marz/April 1999, S. 3.

78 Karl Bertzel, Gedanken zur Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 7. Mai 1945. Plidoyer fiir einen
Friedensvertrag mit dem Deutschen Reich, Zweibriicken 1983.

79 Katl Bertzel, Widerspruch von Amts wegen (Schreiben an Amtsgericht Bad Bergzabern), 16. April 1984, PAAA,
B86/2017.

80 Zu Zeiten des Ratifizierungsverfahrens verneinte Bertzel, irgendwelche ,,antifranzdsische Ressentiments® zu pflegen.
Walter Schallies, Ein Wald als volkerrechtliches Schlachtfeld, in: Stiddeutsche Zeitung, 4. April 1966, S. 3.
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Bundesregierung wirde in Zukunft jede Glaubwirdigkeit in ihrem Kampf um die

<81

Nichtanerkennung der sog. DDR und der Oder-NeiB3e-Grenze verlieren.

Als promovierter Staatsrechtler argumentierte Bertzel auch juristisch gegen den deutsch-
franzosischen Vertrag. In einem Aufsatz auf der Titelseite der Newuen [uristischen Wochenschrift
versuchte er zu zeigen, dass es im Falle des Mundatwaldes nicht um eine ,,Grenzberichtigung® (in
Sinne einer geringfiigigen Begradigung) ginge, sondern um eine ,,Gebietsabtretung®.” Diese hitte
thm zufolge weitreichende Folgen, da sie die endgtltige Festlegung der Grenzen Deutschlands
bertihre, die laut Artikel 7 des Deutschlandvertrages bis zu einer Friedenskonferenz mit
Gesamtdeutschland aufzuschieben sei. ® Bertzel schickte seinen Aufsatz an zahlreiche
Abgeordnete und Amtstriger im Land Rheinland-Pfalz und im Bund. Der Bundesminister fiir
Vertriebene, Flichtlinge und Kriegsgeschidigte (BMVt), Wolfgang Mischnick, hatte sich schon
zuvor Sorgen um ,,die politische Bedeutung dieses Vertragswerkes und die spiter zu erwartenden
Grenzregelungen im Osten gemacht. Nun lie3 er seinen Kabinettskollegen Kopien von Bertzels
Aufsatz zusenden.* Der Entwurf des Ratifizierungsgesetzes wurde im Kabinett trotzdem gegen
seine Stimme und unter Enthaltung des Justizministers angenommen. Auch im Bundesrat fand die
Ratifizierung eine Mehrheit, allerdings ohne die Zustimmung des betroffenen Landes Rheinland-
Pfalz sowie des Landes Hessen. Nach diesen unsicheren Ergebnissen brachte die Bundesregierung
das Ratifizierungsgesetz nicht mehr vor Ende der Legislaturperiode in den Bundestag ein.*> Damit
wurde das Ratifizierungsverfahren, das franzosischerseits bereits im August 1963 abgeschlossen
wurde, in Deutschland vorerst weitere drei Jahre aufgeschoben, bevor die Bundesregierung das

Gesetz erneut dem Bundestag vorlegte.™

In der Zwischenzeit blieb das Kuratorium aktiv und trug zu einer weiteren Zuspitzung des

Konflikts in der Pfalz bei. In der Presse warf Bertzel dem AA mangelndes

81 Karl Bertzel, Die Belastung des deutsch-franzésischen Verhiltnisses durch die Mundatwald-Frage, 14. September
1962, PAAA, B24/461.

82 Bertzel machte es sich leicht, indem er die Begriffe adjustment und rectification aus dem Englischen bzw. dem
Franzosischen als ,,Begradigung® (statt ,,Berichtigung®) ins Deutsche tbersetzte. Karl Bertzel, Der Begriff der
Grenzberichtigung im volkerrechtlichen Sinne, in: Neue Juristische Wochenschrift. 1963, S. 785-790.

83 Weder eine ,,Grenzberichtigung® noch eine ,,Gebietsabtretung war im Grundgesetz vorgesehen, aber mit Rickgriff
auf die Weimarer Verfassung behauptete Bertzel, die Abtretung des Mundatwaldes erfordere ,.ein
verfassungsinderndes Gesetz* sowie die Zustimmung des betroffenen Landes Rheinland-Pfalz. Ebd., 787, 790.

8¢ BMVt, Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen [...] vom 31. Juli 1962 (Schnellbrief an Bundeskanzleramt), 6.
April 1963, PAAA, B86/1136; BMVt, Entwutf eines Gesetzes zu dem Abkommen [...] vom 31. Juli 1962 (Schnellbrief
an Bundeskanzleramt), 8. Mai 1963, PAAA, B86/1136.

85 Baumann, Konfliktlinie oder Freundschaftsband, S. 628; Pilz, Der Mundatwald bleibt Deutsch, S. 819.

86 Pilz, Der Mundatwald bleibt Deutsch, S. 821.
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,»Staatsbewusstsein vor.*” Vor Ort errichtete das Kuratorium mithilfe Angestellter des Forstamtes
inoftizielle Strallenschilder rund um den Mundatwald. Gemi dem damals fir verlorene deutsche
Gebiete — und damit vor allem fir jene Ostlich der Oder und Neil3e — tiblichen Sprachgebrauch,
wurde der Mundatwald als ,Deutsches Staatsgebiet unter vorldufiger franzésischer
Verwaltung® gekennzeichnet (siche Abbildung 3).** Nach Bildung der GroBen Koalition schickte
das Kuratorium dem neuen AuBlenminister Willy Brandt (SPD) einen Wanderplan des
Mundatwaldes als ,kleine Gabe® zu. Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU) erhielt ein
abgebrochenes Stiick eines Grenzpfahls, um ,,daran [zu] erinnern, dall die Wiedervereinigung

Deutschlands — auch im Mundatwald — die wichtigste auf3enpolitische Aufgabe unserer Nation und

< 89

ihrer Regierung ist®.

Abbildung 3. Bild des Schildes "Mundatwald: Deutsches Staatsgebiet unter vorliufiger franzésischer Verwaltung” (an der Seite:
"Ausweispflicht")?0

Immer wieder berichtete Bertzel deutschen Amitstrigern auf verschiedenen Ebenen (von

Landtagsabgeordneten bis zum Bundeskanzler) Giber ,,.Sondierungsgespriche privater Natur®, die

87 Katl Bertzel, Mundatwald und StaatsbewulBtsein, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24. September 1963.

88 Laut Bertzel war diese Bezeichnung auch auf amtlichen Karten des Landes Rheinland-Pfalz — aus dem Jahr 1954 —
zu finden. Karl Bertzel, Belastung durch die Mundatwald-Frage.

8 Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes, Schreiben vom 2.1.1967; Kuratorium zur Erhaltung des
Mundatwaldes, Mundatwald (Schreiben an Bundeskanzler), 4. Januar 1967, PAAA, B86/1111.

% Kuratotium zur Erhaltung des Mundatwaldes (Schreiben an AA), 9. November 1964, PAAA, B86/1109.
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er auf eigene Faust u.a. mit dem Sous-Préfet von Wissembourg fiihrte.” Im Mai 1965 erzihlte er
sogar dem Burgermeister des franzosischen Wissembourg eigenmichtig, dass das
Ratifizierungsverfahren in der Bundesrepublik vor erheblichen rechtlichen Schwierigkeiten stiinde:
er zitierte den ,,Oberlandesgerichtsprisidenten Dr. Ritterspacher® (der damals schon tot und zuvor
jahrelang im Ruhestand war) und behauptete, das AA habe bei den Verhandlungen mit Frankreich
buchstiblich den Tatbestand des Verfassungsverrats begangen, wonach der ,,Mi3brauch [...] von
Hoheitsbefugnissen, um ,,einen Teil des Bundesgebietes loszulésen® unter Strafe gestellt wird.”
Tatsdchlich erstattete ein Jahr spiter ein Freund des Kuratoriums Anzeige ,,wegen
Staatsgefdhrdung®, mit dem Hinweis, dass die Bundesregierung mit dem deutsch-franzgsischen
Vertrag ,,die Glaubwiirdigkeit ihrer eigenen Wiedervereinigungspolitik® gefihrde. > Die
Bundesanwaltschaft lehnte die Anzeige aber mit der Begriindung ab, dass der entsprechende
Paragraf einen kommunistischen ,Staatsstreich ,von oben“ verhindern sollte: laut
Bundestagsprotokollen wurden die Hochverratsbestimmungen im Strafrechtsinderungsgesetz von
1950 mit Blick auf den Umsturz in der Tschechoslowakei im Friihjahr 1948 neu entworfen.” Der

unbewohnte Wald stand wohl noch auf dem Boden der freiheitlich demokratischen Grundordnung.

Fir das Kuratorium war die Territorialfrage im Mundatwald weitaus wichtiger als die Interessen
der Bauern, deren Felder unter Sequester standen. In der Offentlichkeit und in Briefen an
Amtstriger spielte Bertzel systematisch die soziale Bedeutung der Probleme pfilzischer Bauern
herunter, indem er u.a. argumentierte, dass die Landwirtschaft in der Region ohnehin durch die
von der Buropidischen Wirtschaftsgemeinschaft angestrebte Konsolidierung verschwinden wirde
oder dass viele Landbesitzer ,,sowieso nur noch eine Geldentschidigung® wollten.” In seiner
Eigenschaft als Notar forschte Bertzel den Eigentumsverhiltnissen in franzdsischen
Grundbiichern nach und kam zu dem Schluss, die deutschen Bauern besiBlen die Flichen in
Frankreich tberhaupt nicht, die sie nutzten. Die Eintrige in franzosischen Grundbtichern waren
veraltet und unvollstindig, so dass in den meisten Fillen hochstens tote Verwandte der aktuellen

NutznieB3er verzeichnet waren. Die Bauern hatten laut Bertzel in Frankreich keine Erbschaftsteuer

91 Karl Bertzel, Mundatwaldfrage (Schreiben an Bundeskanzler u.a.), 16. Oktober 1963, PAAA, B86/1109.

92 Kuratotium zut Erhaltung des Mundatwaldes, Mundatwaldfrage (Schreiben an AA), 14. Juni 1965, PAAA, B86/1110.
Ludwig Ritterspacher, Mundatwaldfrage (Schreiben an Bundesminister des Auswirtigen), 18. Dezember 1963, PAAA,
B86/1200.

9 Ludwig Schmidt, Anzeige wegen Staatsgefihrdung (Schreiben an Bundesanwaltschaft), 21. Mirz 1966, PAAA,
B86/1110; Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes, Mundatwaldabtretung (Schreiben an Generalbundesanwalt),
14. Juni 1966, PAAA, B86/1110.

94 Generalbundesanwalt, Anzeige wegen Staatsgefdhrdung (Schreiben an Kuratotium), 16. Juli 1966, PAAA, B86/1110.
Vgl. Bundestag, 1. Legislaturperiode, 83. Sitzung (Plenarprotokoll), 12. September 1950, 3107D..

95 Katl Bertzel, Belastung durch die Mundatwald-Frage.
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gezahlt und rechtliche Erbauseinandersetzungen gemieden. Deshalb miissten sie zunichst ,,die
wahren Figentimer — die Geschwister, Vettern und entfernten Verwandten dieser
Nutzer entschidigen, bevor sie den Grundbesitz nachweisen konnten. Bertzel bezweifelte, dass
unter solchen Umstinden die zustindigen franzosischen Gerichte nach Ratifizierung des Vertrags
tberhaupt die Grundstiicke an deutsche Bauern zuriickiibertragen wiirden. Den Schweigenern
warf er wegen der vorgesehenen Regularisierung der Flurbereinigung eine regelrechte Landnahme
vor: seiner Meinung nach versuchten sie ,,mit Hilfe des deutsch-franzdsischen Abkommens vom
31.7.1962 und der franzosischen Sequestergesetzgebung unter gutgliubiger Assistenz hoher

deutscher Behérden ihre Verwandten um ihr Erbteil zu bringen.

Dass die franzosischen Grundbucheintrige veraltet waren, sollte nicht wirklich tberraschen.
Eigentumsverhiltnisse verindern sich dauernd, so dass — wie James C. Scott schreibt — ,,in periods
of major social upheaval and growth, a cadastral survey may freeze a scene of great turbulence.*”’
Die lokalen Grundbtcher fir Wissembourg und Schweyen wurden erst 1904 unter deutscher
Herrschaft im damaligen Reichsland Elsass-Lothringen angelegt, waren aber beim Ausbruch des
Ersten Weltkriegs immer noch unvollstindig. ® Nachdem das Elsass und Lothringen zum
franzosischen Staat zuriickgekehrt waren, galt zunichst weiterhin deutsches Erb- und
Eigentumsrecht bis 1924 der franz6sische Code Civil in Kraft trat. Im Zweiten Weltkrieg wurden
die beiden Départements erneut von Dritten Reich annektiert. Teile der Bevolkerung wurden
deportiert, zwangsrekrutiert, interniert oder ermordet, bevor der NS-Staat zusammenbrach und die
Territorien wieder franzosisch wurden. Angesichts solcher Turbulenzen war es durchaus

verstindlich, dass das Grundbuch mit den gewaltigen Verinderungen vor Ort nicht mithalten

konnte.

Als Bertzel in der Presse Zweifel an den Eigentumsverhiltnissen der Grenzbauern verbreitete,
zeigten sich einige der betroffenen Bauern zunichst verunsichert. Der Prasident der Pfilzischen
Bauern- und Winzerschaft bat den Vorstand der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag sogar um eine
weitere Aufschiebung des Ratifizierungsverfahrens, damit seine Mitglieder zuerst ihre
Eigentumsnachweise priifen konnten.” Andere Bauern waren einfach entsetzt. Der Vorstand der

Qualitdtsweinbauvereinigung Schweigen schrieb, dass die Behauptung des Kuratoriums

9% Karl Bertzel, Eigentumsverhiltnisse des sog. Sequestetlandes (Beticht), 8. November 1965, PAAA, B86/1110.

97 James C. Scott, Seeing like a State. How Certain Schemes to Improve the Human Condition Have Failed, New
Haven 1998, S. 46.

98 Karl Bertzel (Schreiben an BundesauBenminister), 16. August 1965, PAAA, B86/1110.

9 Pfdlzische Bauern- und Winzerschaft, Bundestagsdrucksache V/405 vom 9.3.1966 (Schreiben an CDU-
Fraktionsvorsitzenden), 15. April 1965, PAAA, B86/1110.

21



,keineswegs den Tatsachen entspricht™: ,Das fragliche Gelinde ist Jahrhunderte alter
Familienbesitz |[...], in dem unsere Viter, wir und bereits unsere Enkel hinein geboren wurden, um
dieses Stiick Erde zu besitzen, zu bewirtschaften, und zu nutzen.” Angesichts der turbulenten
regionalen Geschichte sei es ,nattrlich®, dass ,infolge verhinderter Fortschreibung® des
Grundbuchs, viele Flichen ,noch auf de[n] Namen der Eltern, Grofleltern oder sonstiger
Verwandten® eingetragen waren. ,,Keinesfalls bewirtschaftet oder nutzt ein Schweigener ein

Grundstiick auf Kosten oder zum Schaden anderer®, versicherte der Verband.'™

Wenige Wochen nach Eingang des Briefes aus Schweigen brach ein weiterer Streit in der
Grenzregion aus, diesmal in Hornbach. Am 7. August 1966 gegen 17.30 Uhr wurden deutsche
Zollbeamten dort durch ,,plotzliches Geschrei® auf einen Mahdrescher aufmerksam, dessen Fahrer
Kurt Hermann* tagsiiber Getreide auf seinem grenznahen Feld geerntet hatte (Abbildung 4).'"
Gegen 16.30 Uhr fuhr er aber unauffillig tber die grine Grenze auf ein benachbartes Getreidefeld
in Frankreich, das frither seiner Familie gehorte, jedoch mittlerweile an die franzésische Gemeinde
Schweyen verkauft worden war. Die Gemeinde wiederum hatte das Feld inzwischen an einen
anderen deutschen Landwirt aus Mauschbach verpachtet, der Getreide darauf gesit hatte und die
Ernte in Schweyen verkaufen wollte. Mit genau dieser Ernte versuchte Hermann nun in aller Eile
zum deutschen Zollamt zu fahren, gefolgt von vier franzésischen Zivilisten — darunter zwei
Gemeinderatsmitglieder — die auf seinen Mihdrescher sprangen und nach ihm schlugen. Zwei
bewaffnete franzosische Gendarmen rannten der Gruppe auf deutsches Territorium hinterher,
machten aber nur von ihren Trillerpfeifen Gebrauch. Hermann verteidigte sich mit einer
Eisenstange, sein Vater watf eine leere Bierflasche."”” An der Zollschranke musste die 6rtliche

deutsche Polizei intervenieren. Hermann erklirte dem Zollamt, ,,,Wo ich gemiht habe, ist

> 3%
deutsches Ackerland“,'” gab aber auch zu, etwa 75 kg Gerste vom sequesttrierten Feld in
Frankreich abgeerntet zu haben.'™ Spiter erklirte sein Vater, diese und moeliche zukiinftice
g p > g g
Provokationen sollten die Aufmerksamkeit der Bundes- und der Landesregierung auf das ungeloste
g g g

Grenzlandproblem lenken.'” Wie schon 1963 maf3 das AA dem Vorfall ,,kaum mehr als 6rtliche

100 Qualititsweinbauvereinigung Schweigen, Schreiben vom 12.6.1966.

101 Zollamt Hornbach, Meldung tber besonderes Grenzvorkommnis (Grenzvetletzung), 7. August 1966

102 Bhd.

103 Landratsamt Zweibriicken, Grenzzwischenfall bei Hornbach (Schreiben an Bezirksregierung der Pfalz), 8. August
1966, PAAA, B86/1110.

104 Zollamt Hotnbach, Protokoll, 12. August 1966, PAAA, B86/1110.

105 Bundesministerium der Finanzen (BMF), Grenzzwischenfall und Grenzvetletzung an der deutsch-franzdsischen
Grenze bei Hornbach-Schweyen (Schreiben an AA und Bundesministerium des Innern), 9. September 1966, PAAA,
B86/1110.
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Bedeutung® zu. '

Der Biurgermeister von Hornbach sah die Lage anders und betonte die
internationalen Dimensionen (inklusive die amerikanische Staatsbuirgerschaft anderer Betroffener).
Wohl als Ausdruck des mangelnden Vertrauens der Hornbacher in das AA, bat er das eher fir den
Osten zustindige Bundesministerium fir gesamtdeutsche Fragen (BMG) in einem Brief, mit dem
AA zu koordinieren und ,,Vertreter beider Ministerien® nach Hornbach zu senden, um sich vor

Ort zu informieren.'”” Besonders in Hornbach, aber auch sonst entlang der Grenze, waren Bauern

und betroffene Gemeinden davon Giberzeugt, dass eine staatliche Intervention erforderlich war.
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Abbildung 4. Karte zum Grenzzwischenfall bei Hornbach. Der rote Kreis zeigt das Zollamt, das gelbe Dreieck den Standort des
Landwirts um 16.30 Uhr (techts) und 17.30 Uhr (links). PA AA, B 86/1110.

Auf die Einladung aus Hornbach ging weder das BMG noch das AA ein. Stattdessen nahm sich

der Auswirtige Ausschuss des Bundestages der Sache an, dem der Entwurf des

ol

106 AA, Grenzzwischenfall und Grenzverletzung [...] bei Hornbach-Schweyen (Schreiben an BMF [Reinkonzept]), 7.
Oktober 1966, PAAA, B86/1110.
107 Burgermeistet der Stadt Hotnbach (Schreiben an BMG), 16. August 1966, PAAA, B86/1110.
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Ratifizierungsgesetzes im Mirz 1966 erneut vorgelegt wurde. Am 26. November 1966 reiste der
Vorsitzende Hermann Kopf zusammen mit dem Berichterstatter Hans-Joachim von Merkatz
(beide CDU/CSU) in die Region, um mit Vertretern der Betroffenen, des Kuratoriums, der
Gemeinden, des Landtags, der Landesregierung und des AA tber den deutsch-franzésischen
Grenzvertrag zu sprechen. Bei der Hauptdiskussion in Schweigen gab es eine verbale
Konfrontation zwischen den Bauernvertretern und Karl Bertzel in der Frage der
Eigentumsverhiltnisse. Laut der Pfilzischen Bauern- und Winzerschaft war der Nachweis des
Eigentums ,,jederzeit méglich® und von der franzdsischen Seite nie in Frage gestellt. Bertzel, der
nicht wollte, ,,dal8 der deutsche Wiedervereinigungsanspruch auf dem Viktualienmarkt von
Weillenburg verhokert werde®, behauptete, dass alleine in Schweigen die Eigentiimer von 500 aus
etwa 2500 Grundsticken nicht ermittelbar seien. Der fiir den Weinbau zustindige Vertreter des
Landratsamts widersprach ihm und sagte, dass nach Priifung von 75 Prozent der Eintridge nur vier

ungeklirte Fille bekannt waren.'”

Die betroffenen Bauern gaben sich Mithe zu betonen, wie wichtig ihnen die Flichen in Frankreich
waren, insbesondere fur den Weinbau. Sie bezifferten die erwarteten Ertrige der Weinberge in
Wissembourg (bei einer Umlaufzeit von 25 Jahren) auf 6,5 bis 9 Millionen DM. Der Wein aus
Schweigen habe seit den 1950er Jahren mehr als 23 Medaillen gewonnen, und 80 Prozent davon
waren ,,mit Weinen aus Weillenburger Gebiet™ (sprich: in Frankreich) erzielt. Kopf und Merkatz
waren wohl noch mehr daran interessiert zu wissen, inwieweit die von der Landesregierung als
»lebensnotwendig™ eingestuften Interessen der Bauern eine rasche Ratifikation des Vertrags
erforderten. Auf entsprechende Fragen bekamen sie aber widerspriichliche Antworten. Viele der
Bauern konnten scheinbar mit dem aktuellen Zustand gut leben, solange sie ihre Flichen weiterhin
bewirtschaften konnten; allerdings bliebe bis zur Lésung der Eigentumsfrage ,.ein Gefiihl der
Unsicherheit™ wegen der permanenten Moglichkeit einer Enteignung. Die bereits enteigneten
Bauern aus Hornbach drangen auf Neuverhandlungen mit Frankreich oder eine Entschidigung in
Hohe des Verkehrswerts ihrer Grundsticke durch die Bundesregierung. Nach Einschitzung
einiger Teilnehmer war es aber den franzésischen Behérden wichtiger als den deutschen Nutzern,

die Sequesterfrage schnell zu l6sen.'”

Solche Antworten nihrten wohl die Skepsis der Bundestagsabgeordneten, die sich in erster Linie
Sorgen um mdgliche Folgen fir die Festlegung anderer deutscher Grenzen durch eine etwaige

Abtretung des Mundatwaldes machten. Bei den Besprechungen im Auswirtigen Ausschuss, die in

108 Auswirtiger Ausschuss des Bundestages, Bericht tiber Reise am 26.11.19606, 6, 8-12.
109 Ebd., S. 11.
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unregelmaligen Abstinden von 1966 bis 1969 stattfanden, waren viele der Argumente des
Kuratoriums zu héren: die ,,Grenzberichtigung®™ sei eigentlich eine ,,Gebietsabtretung®; der
territoriale Anspruch auf den Mundatwald stehe nicht im Verhiltnis zu den privaten Interessen der
betroffenen Bauern; die Trinkwasserversorgung Wissembourgs koénne auch ohne die
Eingliederung des Mundatwaldes ins franzosische Tertitorium erfolgen.” Demgegentiber blieb
der Standpunkt des AA seit 1962 wunverindert: der Bundestag hatte dhnliche
,,Grenzberichtigungen® mit Belgien, Luxemburg und den Niederlanden schon abgesegnet; nicht
das AA, sondern das Land Rheinland-Pfalz hatte die ,, wirtschaftliche Existenz‘ der Grenzbauern
als Prioritit gesetzt; elsdssische Parlamentarier blockierten alle anderen Losungen. Schlielich sei
das Mundatwaldterritorium ohnehin schon verloren, da die Bundesrepublik im Uberleitungsvertrag
die Hinnahme der Besatzungsverordnungen zugesichert habe.''' Am Ende favorisierte der
Auswirtige Ausschuss die Neuaufnahme von Verhandlungen, um Frankreich ein finanzielles
Angebot fir den Riickkauf des Mundatwaldes zu unterbreiten. Bis Ende der Legislaturperiode kam
der Auswirtige Ausschuss des Bundestages jedoch nicht zu einer Beschlussfassung, so dass der
Bundestag nie datiiber abstimmen konnte.'"” Damit blieben die Mundatwald- und Sequesterfragen

bis auf weiteres ungeldst.

Sequesterfrage, Mundatwald und Entschidigungen, 1969-1994

Im Laufe der 1970er Jahre unternahm das AA verschiedene Versuche, den Grenzvertrag mit
Frankreich neu zu verhandeln. Schon 1969 bot es Frankreich eine Abfindung von 7 Millionen DM
fir den Mundatwald an.'” Eine solche Losung war aber fiir Frankreich problematisch, da die
Verteilung der Gelder innerhalb des Landes juristisch und politisch umstritten war: insbesondere
die Stadt Wissembourg, auf deren Wunsch der Mundatwald ins franzosische Territorium
eingegliedert worden war, wire bei einer solchen Abfindung auf nationaler Ebene wohl leer
ausgegangen.''* 1970 wurde die Frage dem franzosischen Premierminister Jacques Chaban-Delmas
vorgelegt, der bis zum Ende seiner Amtszeit keine Entscheidung in der Sache traf. Nach der
Ernennung des Elsdssers Pierre Messmer zum Premierminister im Jahr 1972, riet der zustindige

Direktor im franzosischen Auflenministerium seinen deutschen Kollegen, ,,die Angelegenheit

> »

110 Pilz, Der Mundatwald bleibt Deutsch, S. 822-824.

11 AA, Mundatwald-Vertrag (Aufzeichnung), 13. Dezember 1966, PAAA, B86/1110; AA, Deutsch-franzosisches
Abkommen [...] (Mundatwaldabkommen) (Schreiben an Auswirtigen Ausschuss), 20. Juli 1967, PAAA, B86/1111.
112 Pilz, Der Mundatwald bleibt Deutsch, S. 826.

113 AA, Konsultationen des Herrn Bundeskanzlers mit Staatsprisident Pompidou am 21./22. Juni 1973 in Bonn
(Entwutf einer Gesprichsvotlage), 9. Mai 1973, PAAA, B86/1456.

114 AA, Ergebnisniederschrift der Konsultationen der Leiter der politischen Abteilungen [...] am 9. Mai 1969 in Paris.,
S. 49, PAAA, B86/1112; Jean-Claude Kiefer, ZweiunddreiBlig Jahre nach dem Krieg, das Mundat, das letzte deutsch-
franzosische Streitge[sprich]. Die Interessen von Wissembourg wahren, in: Dernieres Nouvelles d'Alsace, 28.8.77
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zunichst im jetzigen Schwebezustand zu belassen®. Aus franzdsischer Sicht kénne die sozialliberale
Koalition im Bundestag den Vertrag aus 1962 doch noch ratifizieren: schlief3lich sei nach Brandts
Anerkennung der Oder-Neille-Linie eine etwaige Prizedenzwirkung des Mundatwaldes auf die
Ostgebiete wohl hinfillig. ' (Dabei unterschitzte er, wie wichtig das Thema fiir die
Vertriebenenverbinde und manche ihrer Verbiindeten in der CDU/CSU blieb. ''%) Als die
Bundesregierung 1974 trotzdem vorsichtig Neuverhandlungen anregte, lehnte der franzdsische
AuBenminister klar ab. ' Das AA versuchte es nochmals nach ,der erheblichen
Qualititsverbesserung der deutsch-franzosischen Beziehungen® infolge des Amtsantritts von
Staatsprasident Valéry Giscard d’Estaing und sondierte im Laufe des Jahres 1975 auf verschiedenen
Ebenen Verhandlungsméglichkeiten.'® Doch die Bemiithungen blieben erfolglos, so dass das AA
und das Land Rheinland-Pfalz tbereinstimmend eine Revision des Vertrages als ,,endgiltig
gescheitert” ansahen.'"” 1977 bereitete sich das AA auf einen erneuten, harten Kampf vor, um die

Ratifizierung des Grenzvertrages von 1962 durch den Bundestag zu bringen.

Wihrend des dritten Jahrzehnts des ,,Schwebezustands® meldeten sich immer wieder Betroffene
beim AA und bei anderen Regierungsstellen, um auf die Dringlichkeit einer Lésung der
Sequesterfrage hinzuweisen. Eilig war die Frage insbesondere fiir Menschen in fortgeschrittenem
Alter. Ein Mann aus Hornbach, dessen Familie ,[s]eit Generationen [..] als
Grenzlandbewohner Felder in Schweyen besal3, fragte das AA, ob nicht wenigstens eine
Entschidigung fur seinen sequestrierten Besitz méglich war, zumal er ,,als ehemaliger Landwirt
nun nur eine Mindestrente beziehe und auf die Entschidigung angewiesen® sei.” Eine Frau in

Kassel schrieb im Namen ihrer 85-jdhrigen Mutter, die ,,mit dem Verkauf der Grundstiicke ihren

115 Botschaft Paris, Deutsch-franzosisches Abkommen [...] (Mundatwald, Christuskirche, grenznahe deutsche
Lindereien) (Schreiben an AA), 12. Juli 1972, PAAA, B86/1456.

116 Vol. Pertti Ahonen, German Expellee Organizations. Between Revisionism and Reconciliation, in: Archiv fiir
Sozialgeschichte 45. 2005, S. 353—372, hier S. 356-361.

117 Konsultationen des Herrn Bundeskanzlets und des franzosischen Staatsprisidenten am 3./4.2.1975 (Vermerk), 19.
Dezember 1974, PAAA, B86/1495.

118 AA, Mundatwaldabkommen (Gesprichsvotlage), 3. Februar 1976, PAAA, B86/1495.

119 Vertretung Rheinland-Pfalz beim Bund, Abkommen [...] zur Regelung verschiedener Grenzfragen vom 31. Juli
1962 (Schteiben an AA), 21. Juli 1977, PAAA, B86/1662; AA, Ratifizierung des deutsch-franzésischen Abkommens
zut Regelung verschiedener Grenzfragen vom 31.7.1962 (Schreiben an Staatssekretir), 30. Mai 1977, PAAA, B8G/1662.
120 Wolfram Réssler*, Klirung des Grenzlandproblemes [sic] Hotnbach/Pfalz (Schreiben an AA), 25. November 1972,
PAAA, B86/1200.
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Lebensabend verbessern® kénnte.'* In beiden Fallen wies das AA auf das Bundesausgleichsamt in

Bad Homburg.

Das Bundesausgleichsamt wurde 1952 zur Entschidigung deutscher Vertriebene aus den
Ostgebieten  gegriindet.  Nach  Erweiterung  seiner  Kompetenzen — durch  das
Reparationsschidengesetz von 1969 entschied sich der Prisident des Ausgleichsamtes 1971, auch
Entschidigungszahlungen fur bestimmte Personen an der Westgrenze zu zahlen. So durften etwa
Birger, deren Grundsticke wie in Hornbach von der franzdsischer Sequesterverwaltung bereits
weiterverkauft worden waren, eine Entschidigung erhalten. Bis Ende 1977 gingen beim fir
Hornbach zustindigen Landesausgleichsamt in Kaiserslautern 112 Antrige auf Entschidigung ein;
aufgrund der restriktiven Bedingungen des Gesetzes wurden aber nur 58 Entschidigungsfille
positiv beschieden.'” Fiir die sequestrierten Grundstiicke nahe Schweigen sah es schlechter aus,
unter anderem weil die Ostgebiete immer noch Mal3stab fir das Ausgleichsamt waren. Die
Schweigener hatten zwar gewisse Eigentumsrechte , hinsichtlich Verduerung, Verschenkung oder
Ubertragung® verloren, konnten aber ihre Grundstiicke weiterhin bewirtschaften. Thre Fille
unterschieden sich also deutlich ,,von der Lage in Mitteldeutschland“, wo ,keine eigenen
Nutzungsmoglichkeiten und keine eigenen Verfiigungsmaoglichkeiten Gber die Ertrige bestehen,
wohl aber Verkauf oder Veretbung moglich ist“. ' Das fiir Schweigen zustindige
Landesausgleichsamt in Landau genehmigte deshalb Entschidigungszahlungen in nur finf Fillen,

obwohl 165 Betroffene Antrige stellten.'*

Nicht nur die restriktiven Bedingungen des Reparationsschidengesetzes lieBen viele Bauern
unzufrieden zuriick, sondern auch die niedrigen Abfindungen. 1974 reichte der Prisident des
Deutschen Bauernverbands eine EntschlieBung der Landwirte der Gemeinde Schweigen-

Rechtenbach ein, in der 143 Betroffene erklirten, eine Entschidigung nach dem

ol

Reparationsschidengesetz sei ,,keine Losung. Die Unterzeichneten haben gentigend Erfahrungen

121 Emma Holstein*, Beschlagnahmtes deutsches Vermogen in Frankreich (Schreiben an AA), 11. Januar 1973, PAAA,
B86/1456. Ihr als Feindesvermégen beschlagnahmtes Grundstick im stidlichen Elsass wire nicht unter den
Bestimmungen des (nicht ratifizierten) Vertrages gefallen.

122 Die Ablehnungen beruhen vielfach darauf, daB3 die gesetzliche Bagatellgrenze von 500 DM Schaden nicht erreicht
wurde oder wegen vorhandenen anderen Verméogens am Tag der Wihrungsreform die Entschidigung auf Null gekiirzt
werden mufite.” Prisident des Bundesausgleichsamtes, Anwendung des Reparationsschidengesetzes auf den
sequestrierten deutschen Grundbesitz an der deutsch-franzésischen Grenze (Schreiben an AA), 21. Dezember 1978,
PAAA, B86/1662.

123 Prisident des Bundesausgleichsamtes, Anwendung des Reparationsschidengesetzes auf den sequestrierten
deutschen Grundbesitz an der deutsch-franzésischen Grenze (Schreiben an Landesausgleichsamt Mainz), 26.
November 1971, PAAA, B86/1112.

124 Prisident des Bundesausgleichsamtes, Schreiben vom 21.12.1987.
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tber die Werte, die sich hieraus ergeben. Die Sequesterfrage durfe nicht ewig weiter
hinausgezogert werden: ,,Auch die Geduld einer sich der besonderen Tragik des Grenzbereiches
bewuBlten Bevolkerung geht einmal zu Ende.“'” Wenige Jahre spiter war es scheinbar so weit.
Nachdem der Kreisgeschiftsfithrer der Pfilzischen Bauern- und Winzerschaft lange betont hatte,

wie sehr seine Mitglieder versuchten, ,,die Dinge méglichst aus der 6ffentlichen Diskussion und

dem Gerangel der politischen Parteien im Wahlkampf herauszuhalten®, wendete sich die Stimmung
1976 komplett: falls nicht bald konkrete FErgebnisse kidmen, wiirde sein Verband die
Grenzlandbauern nicht mehr davon abhalten, ,,das Sequesterland-Problem mit schonungsloser

Offenheit im Bundestagswahlkampf anzusprechen.*'*

Auch wenn sich die Lage der Bauern dem Anschein nach kaum dnderte, verschirften sich manche
Probleme, die mit der ungel6sten Sequesterfrage verbunden waren. Insbesondere die
Bewirtschaftung der flurbereinigten Flichen in Wissembourg wurde schwieriger und teurer. 1956
hatten sich die Bauern auf die jihrliche Zahlung von 20 Prozent Verwaltungskosten auf dem
Grundsteuerbetrag von damals 5.000 FF eingelassen. Da letztere sich aber mit der Zeit kriftig
erhohte — auf 36.308 FF im Jahr 1970 —, wurden die Gberproportionalen Verwaltungskosten auch
zu einer spirbaren Belastung.'” 1983 erreichten die jihtlichen Gesamtkosten 248.481 FF.'*
AuBerdem lag die Flurbereinigung gegen Ende der 1970er Jahre schon zwei Jahrzehnte zurtick, so
dass langsam FErneuerungsmal3nahmen notwendig wurden. In den vom Optimismus des
Wiederaufbaus geprigten 1950er Jahren hatten der Bund und das Land Rheinland-Pfalz Zuschiisse
fir die Flurbereinigung auf franzésischem Boden genehmigt. In den wirtschaftlich schwierigeren
Jahren nach der Olkrise war der Staat weniger groBziigig, so dass die Bauern dieses Mal die
geschitzten 16.000-25.000 DM pro Hektar allein aufbringen mussten. ,.Solche hohe
Investitionen® stellten fur sie ,ein unzumutbares Risiko“ dar, weil keine langfristige

Rechtssicherheit iiber das Eigentum vorhanden war. %’

Auch das Kuratorium setzte seine Lobbyarbeit fir die Erhaltung des Mundatwaldes fort. Ein

besonderes Anliegen war die im Wald liegende ,,Ruine Guttenberg®. Die dortige Burg war 1525 im

125 Eigentimer des sequestrierten Grundbesitzes, EntschlieBung, 8. Mirz 1974, PAAA, B86/1495.
126 Pfalzische Bauern- und Winzerschaft (Schreiben an Staatssektetir), 17. Januar 1975, PAAA, B86/1495; Pfilzische
Bauern- und Winzerschaft, Sequestetland (Schreiben an patl. Staatssekretir), 23. April 1976, PAAA, B86/1495.
127 Aufbaugemeinschaft Schweigen, Unter Sequesterverwaltung stehender Grundbesitz in der Gemarkung der Stadt
Weissenburg u. Altenstadt (Schreiben an Sous-Préfet de Wissembourg), 16. Juli 1971, PAAA, B86/1456.
128 Aufbaugemeinschaft Schweigen (Schreiben an frz. Staatsprisidenten und dt. Bundeskanzler), 1. Februar 1984,
PAAA, B86/2016.
129 Pfilzische Bauern- und Winzerschaft, Sequestetland (Schreiben an patl. Staatssekretir), 20. April 1977, PAAA,
B86/1662.
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Bauernkrieg ,,von lothringischen Bauern® zerstort und nie wieder aufgebaut.” In den 1970er
Jahren druckte das Kuratorium Postkarten mit Bildern der Ruine und warb somit fiir seine
Aufwertung als Denkmal. Bertzel schickte solche Postkarten 1970 an Bundeskanzler Willy Brandt
und schlug vor, er koénne diese ,zur Auflockerung der Situation® seinen franzosischen
Gesprichspartnern tiberreichen.”" Das Kuratorium, welches spiter Geld fiir die Restaurierung der
Ruine spendete, betrachtete sie als ,,ein nationales [sic] Symbol fiir den Selbstbehauptungswillen
der Pfilzer [sic]* und ermahnte, die Abtretung der Ruine oder des Privateigentums im Wald ,,wiirde
einen erheblichen politischen Schaden antichten®."” Dahinter steckte auch eine konkrete Drohung.
1967 hatte Bertzel berichtet, er habe ein Privatgrundstiick im Mundatwald geschenkt bekommen
und in seinem Namen ins Grundbuch von Bad Bergzabern eintragen lassen.'” Das AA befiirchtete,
Bertzel wire als Jurist und Eigentimer dadurch leicht in der Lage, gegen jede mogliche Lésung mit

Frankreich eine Klage auch bis zum Bundesverfassungsgericht zu bringen.13 4

In der gleichen Zeit begann Bertzel, die Mundatwaldfrage verstirkt im Zusammenhang mit dem
,Deutschen Reich® zu interpretieren, obwohl dieser Begriff seit den 1950er Jahren in der
Offentlichkeit kaum noch verwendet wurde und zunehmend mit rechtsextremen Positionen
verbunden war.'” Dies war wohl eine Folge der neuen Ostpolitik der 1970er Jahre, die laut dem
Historiker Sebastian Gehrig zu einer ,,Radikalisierung® der staatsrechtlichen Kontinuititstheorie
fihrte. *° Als das TLand Bayern gegen den Grundvertrag mit der DDR klagte, nahm das
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil auch Stellung zum bundesdeutschen Staatswesen: ,,Das
Grundgesetz — nicht nur eine These der Volkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! — geht davon

aus, daB das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 uberdauert hat und weder mit der

130 Pfalz. Toutistik, Butgruine Guttenberg bei Obetotterbach, unter: https://www.pfalz.de/de/butgruine-guttenberg-
bei-oberotterbach. Abgerufen 10 Februar 2021.

131 Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes, Mundatwaldfrage (Schreiben an Bundeskanzler), 10. September 1970,
PAAA, B86/1112.

132 Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes (Schreiben an Generalsekretir der CDU), 30. Juni 1983, PAAA,
B86/2013.

133 Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes, Mundatwald (Schreiben an Auswirtigen Ausschuss), 21. Februar
1967, PAAA, B86/1110. Offenbar wat das Grundbuchamt in Bad Betgzabern (wenigstens aus deutscher Sicht) noch
fiur die Verwaltung der Grundbucheintrige im Raum Mundatwald zustindig, obwohl das fragliche Gebiet zu dem
Zeitpunkt (,,voribergehend”) zum franzosischen Territorium gehérte. Vermutlich haben franzdsische Behérden
diesen Zustand — in der Erwartung einer schnellen Ratifizierung des Grenzvertrages — geduldet. Eine genauere
Erklarung fiir diese Situation ist aber aus den vorhandenen Akten des AA nicht ersichtlich.

134 AA, Ergebnis der heutigen Kabinettsitzung (Schreiben), 13. Juli 1983, PAAA, B86/2013.

135 Christoph Schénberger, Geschichten vom Reich, Geschichten vom Recht. Der Fortbestand des Deutschen Reiches
als rechtliche Imagination, in: Christoph Schonberger u. Sophie Schonberger (Hg.), Die Reichsburger.
Verfassungsfeinde zwischen Staatsverweigerung und Verschworungstheorie, Frankfurt, New York 2020, S. 37-70, hier
S. 37-38; Glinther, Fortleben des Deutschen Reiches, S. 79.

136 Gehrig, Recht im Kalten Krieg, S. 90.
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Kapitulation noch durch Austbung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten
Okkupationsmichte noch spiter untergegangen ist; die Bundesrepublik sei ,,identisch mit dem
Staat ,Deutsches Reich — in bezug auf seine riumliche Ausdehnung allerdings ,teilidentisch*."’
Das Urteil wurde zwar zum Teil bald revidiert, es blieb aber auch danach ,,the most important
reference of right-wing conservatives pushing for unification within the borders of 1937¢.'*
Wenige Jahre spiter veroffentlichte Bertzel ein Pamphlet zur Mundatwaldfrage, in dem er schrieb,
,»,dal3 das Deutsche Reich seit 1945 bis heute keine gesetzmillige, auf der Weimarer Verfassung
beruhende Regierung hat, weil die Alliierten des Zweiten Weltkrieges, darunter auch Frankreich,
die Bildung einer solchen Regierung bis heute mit Erfolg verhindert haben.“'” Dabei nahm er eine
Position ein, die eng mit rechtsextremen Vorstellungen verbunden war: die Sozialistische
Reichspartei argumentierte bis zu threm Verbot im Jahre 1952 dhnlich, ebenso wie Anhinger der
sogenannten ,,Reichsbiirger” es heutzutage tun.'*’ In Anlehnung an die konservative Praxis, die
,Deutsche Demokratische Republik® immer in Anfithrungsstriche zu setzten und somit ihre
Legitimitit anzuzweifeln, tat Bertzel dies im Pamphlet ebenso konsequent mit der ,,Bundesrepublik
Deutschland“."*' Die ungeléste Mundatwaldfrage wurde nach und nach zum Gegenstand einer

nationalistischen Polemik, die immer offener revanchistische bzw. rechtsextreme Ziige annahm.

Gleichzeitige blockierte die festgefahrene Mundatwaldfrage weiterhin eine Losung der
diplomatisch mit ihr verkniipften Sequesterfrage. Ab Mitte der 1970er Jahre wurde sie zudem mit
einem weiteren, ginzlich anderen Problem aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges verbunden,
welches tberraschend Bewegung in den Gesamtkomplex brachte. Als die Bundesrepublik 1975
mehrmals um eine Revision des nicht ratifizierten Grenzvertrages von 1962 bat, dullerte der
franzosische Botschafter den Wunsch nach einer deutschen Entschidigung der sog. ,,Malgreé-
nous aus Elsass-Lothringen, die wihrend des Zweiten Weltkriegs von den Nationalsozialisten in

die  Wehrmacht zwangsrekrutiert — wurden. 42 Die Bundesrepublik  hatte  solche

137 Bundesverfassungsgericht, Grundlagenvertrag, 31. Juli 1973, 30, 1.

138 Sebastian Gehrig, Cold War Identities. Citizenship, Constitutional Reform, and International Law between East
and West Germany, 1967-75, in: Journal of Contemporary History 49. 2014, S. 794-814, hier S. 813. Vgl. Schénberger,
Geschichten vom Reich, S. 39.

139 Karl Bertzel, Das volkerrechtliche Verhiltnis zwischen Deutschland und Frankreich. Ein Beitrag zu den
Entschidigungsanspriichen elsaB3-lothringer fritherer Wehrmachtsangehoriger und zu den derzeitigen franzosischen
territorialen Forderungen gegen Deutschland im Mundatwald, Zweibriicken 1979, S. 3.

140 Gehrig, Legal Entanglements, S. 40; David Begrich u. Andreas Speit, »Heiliges Deutsches Reich«. Reichsidee und
Reichsideologie der extremen Rechten, in: Andreas Speit (Hg.), Reichsbiirger. Die unterschitzte Gefahr, Betlin 2017,
S. 2240, hier S. 32-35.

141 Bertzel, Das volkerrechtliche Verhiltnis.

142 AA, Deutsch-franzosisches Mundatwaldabkommen vom 31.7.1962 (Fernschreiben an Botschaft Paris [Entwurf]),
19. Mirz 1975, PAAA, B86/1495. Siehe dazu Baumann, Konfliktlinie oder Freundschaftsband.
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Entschidigungsforderungen stets mit Verweis auf das Londoner Schuldenabkommen von 1953
abgelehnt, welches die Reparationsfrage — dhnlich der Frage der Festlegung der Grenzen
Deutschlands — bis zu einer zukiinftigen Friedenskonferenz zuriickstellte.'* AuBerdem hitte ein
Entgegenkommen gegeniiber Frankreich eine dhnlich gefihrliche Prizedenzwirkung wie die
Abtretung des Mundatwaldes haben konnen: wirde die Bundesrepublik die Elsdsser und
Lothringer entschidigen, kidmen sehr wahrscheinlich weitere Forderungen von anderen
Zwangsrekrutierten aus Luxembourg, Belgien, Siidtirol und Osteuropa.'** Das AA lehnte deshalb
mehrmals ab, auch als Frankreich 1977 eine ,,Paket“-Losung vorschlug, wonach gleichzeitig die

Mundatwaldfrage nochmals aufgerollt werden konnte.'*

Erst als Giscard 1978 personlich auf einem Gipfeltreffen mit Helmut Schmidt die Lage der
Zwangsrekrutierten ansprach, sagte der  Bundeskanzler = eine  Prufung  von
Entschidigungsmoglichkeiten zu. Scheinbar hatte er durchaus die Absicht, die Entschidigungen
mit einer Losung der Mundatwaldfrage (und der davon abhingigen Sequesterfrage) zu

verbinden. '

Darauthin meldeten sich mehrere Befurworter einer solchen Themenkopplung bei
der Bundesregierung, unter anderem der rheinland-pfilzische Ministerprisident Bernhard Vogel
(CDU), der pfilzische Bundestagsabgeordnete Alois Mertes (CDU) und der bayerische
Ministerprisident Franz-Josef Straufl (CSU) — sowie Karl Bertzel vom Kuratorium.'” Mertes (wie
auch Strauf3) sah darin eine ,,einmalige Chance®, beide Probleme ,,in einem unwiederholbaren

Zusammenhang zu 16sen, so dass keine anderen Linder sich darauf als Prizedenzfall berufen

konnten.'*® Angesichts der ,,psychologisch-politische[n] Situation im Elsass warnte die Botschaft

143 Vgl. Ursula Rombeck-Jaschinski, From Confrontation to Cooperation. The London Debt Agreement of 1953 and
Later Debt Crises, in: Journal of Modern European History 15. 2017, S. 503-528; Helmut Rumpf, Die Regelung der
deutschen Reparationen nach dem Zweiten Weltktieg, in: Archiv des Volkerrechts 23. 1985, S. 74-101.

144 AA, Zwangsrekrutierte und Mundatwald (Sachstand), 21. November 1980, PAAA, B86/1620.
Zwangsrekrutierungen waten Teil der nationalsozialistischen Minderheitenpolitik. Vgl. Jerzy Kochanowski u. Maike
Sach (Hg.), Die "Volksdeutschen" in Polen, Frankreich, Ungarn und der Tschechoslowakei. Mythos und Realitit,
Osnabriick 2006; Bernard Poloni, Frankreich und das Problem deutschsprachiger Minderheiten am Ende des Zweiten
Weltkrieges, in: Manfred Kittel (Hg.), Deutschsprachige Minderheiten 1945. Ein europiischer Vergleich, Miinchen
2007, S. 523-544; Mathias Beer uv.a. (Hg.), Deutschsein als Grenzerfahrung. Minderheitenpolitik in Europa zwischen
1914 und 1950, Essen 2009; John J. Kulczycki, Belonging to the Nation. Inclusion and Exclusion in the Polish-German
Borderlands, 1939-1951, Cambridge, MA 2016, S. 25-52.
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in Paris jedoch, dass nur eine Prozedur, ,,die kein nach Aullen erkennbares Junktim zwischen

>

Mundatwald und Zwangsrekrutierten herstellt, sinnvoll sei.'*’

Die Verhandlungen tber die Entschidigung der Malgré-nous dauerten bis kurz vor dem Ende der
Amtszeit Giscards: am 31. Midrz 1981 unterschrieben die Bundesrepublik und Frankreich ein
Abkommen zur Grindung einer Stiftung ,,Deutsch-franzosische Verstindigung®, die mit 250
Million DM zur Linderung von Hirtefillen unter ehemaligen Zwangsrekrutierten dotiert wurde."”
Allerdings war die Mundatwaldfrage — zum groBen Arger deutscher Politiker — damit immer noch
nicht gel6st, da Giscard im Mai 1981 die Prisidentschaftswahlen gegen Frangois Mitterrand vetlor.
Um Neuverhandlungen mit der neuen franzosischen Regierung zu forcieren, sperrte der
Haushaltsausschuss des Bundestages im Dezember 1981 die Auszahlung der ersten Tranche der
Entschidigungsgelder an die Stiftung bis zur Regelung der Mundatwaldfrage."' Damit wurde die
lange vermutete aber — insbesondere der franzésischen Offentlichkeit — ,,kaum vermittelbare

< 152

Verkniipfung zwischen der Entschidigung von Opfern des Nationalsozialismus und
westdeutschen  Territorialansprichen immer sichtbarer (auch wenn der franzdsische
AuBenminister diese weiterhin verneinte).” 50.000 Franzosen unterschrieben eine Petition gegen
den diplomatischen ,,Kuhhandel [marchandage].>* Dariiber hinaus befiirchteten die deutschen

Grenzbauern, dass bei den harten Verhandlungen um den Mundatwald die Sequesterfrage wieder

ungel6st bleiben konnte.

Es folgten intensive Verhandlungen, die 1984 zur Bereinigung der ausstehenden Fragen fiithrten.
Am 3. Januar 1984 hob Frankreich den Sequester der seit 40 Jahren beschlagnahmten deutschen
Grundstiicke auf. Demnach durften die deutschen Besitzer auf Antrag ihre Grundstiicke
zuriickbekommen. Lokale Amtsgerichte auf deutscher Seite stellten FErbscheine nach

franzosischem Recht aus, um den Figsentumsnachweis zu erleichtern. ™ In Schweigen hatten
> g g

149 Botschaft Paris, Mundatwald (Fernschreiben an AA), 20. Februar 1979, PAAA, B86/1662.

150 AA, Franzésische Zwangsrekrutierte sowie Mundatwald-Sequesterkomplex (Sachstand), 28. April 1983, PAAA,
B86/2013.

151 Jutzi, Mundatwald und Sequesterland, S. 284-285; Baumann, Konfliktlinie oder Freundschaftsband, S. 631; Pilz,
Der Mundatwald bleibt Deutsch, S. 828.

152 Baumann, Konfliktlinie oder Freundschaftsband, S. 631.

153 André Bord: Warum noch keine Regelung fur die « Malgré-Nous » zustande kam..., in: Dernieres Nouvelles
d'Alsace, 5. Juli 1980; Claude Cheysson ist formell: Entschidigung der « Malgré-Nous » beginnt 1983, in: L'Alsace, 5.
Mirz 1983.

154 « Malgré-Nous » : le Dr Schmitt et M. Rausch déposent une motion signée par 50.000 personnes, in: Républicain
Lorrain, 15. Mirz 1983

155 Pfilzische Bauern- und Winzerschaft (Schreiben an AA), 25. Juli 1983, PAAA, B86/2013.

156 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Freigabe der deutschen Sequestergrundstiicke in Frankreich (Merkblatt), 10. Mai
1984, PAAA, B86/2017.
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franzosische Stellen schon 1981 die 25 Jahre vorher durchgefithrte Flurbereinigung amtlich
anerkannt, so dass die Bauern nun rechtmillige Eigentimer ihrer neu verteilten Grundsticke
werden konnten." Ebenfalls freigegeben wurden Entschiadigungszahlungen des franzésischen

Staats fiir lingst enteignete und weiterverkaufte Grundstiicke, wie etwa die bei Hornbach.""

Um die Mundatwaldfrage zu l6sen, tauschten die Bundesrepublik und Frankreich einfach
Souverinitit ziber den Wald gegen (staatliches) Figentum 7z Wald. Frankreich stimmte der
Aufhebung der Besatzungsverordnung 212 aus dem Jahr 1949 zu, so dass der Mundatwald wieder
in das bundesdeutsche Territorium eingegliedert werden konnte. Im Gegenzug sicherte die
Bundesrepublik zu, den Wald als Eigentum des franzosischen Staates ins deutsche Grundbuch
einzutragen. Damit die Losung nicht erneut Gegenstand eines langwierigen
Ratifizierungsverfahrens im Bundestag wiirde, wurde die deutsch-franzésische Vereinbarung nicht
in einem volkerrechtlichen Vertrag, sondern in einem diplomatischen Notenwechsel vom 10. Mai
1984  festgehalten. " Nach Zustimmung der anderen Westmichte wurde die
Besatzungsverordnung per Bundesgesetz aufgehoben und der Mundatwald mit seinem
Inkrafttreten 1986 wieder ins Territorium der Bundesrepublik integriert.'” AnschlieBend mussten
beide Staaten einen Vertrag iiber das Eigentum abschlieBen und dessen Ubertragung im deutschen
Grundbuch eintragen. Das AA handelte eine Sonderregelung mit Frankreich aus, um die
Grundsticke im deutschen Privatbesitz — darunter Bertzels — und auch das vom Kuratorium
geliebte Gelinde der ,,Ruine Guttenberg® von der Eigentumsiibertragung herauszunehmen.'!
Bertzel selbst war iber die Ausarbeitung des Vertrages bestens informiert: die Staatskanzlei
Rheinland-Pfalz schickte thm den Vertragsentwurf zur Kommentierung und empfahl anschlieBend

dem AA, ,einige der Bertzelschen Formulierungsvorschlige® in den Vertrag aufzunehmen.'®* So

sollten die dreifachen Probleme der Zwangsrekrutiertenentschidigung, der Sequesterfrage und der
deutschen Erhaltung des Mundatwaldes nach fast vier Jahrzehnten Streit zur Zufriedenheit aller

Beteiligten gelést werden.

157 Aufbaugemeinschaft Schweigen, Schreiben vom 1.2.1984.

158 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Metkblatt vom 10.5.1984.

159 Pilz, Der Mundatwald bleibt Deutsch, S. 828.

160 Das unscheinbare Gesetz ,,zur Bereinigung des Verwaltungsverfahrensrechts® wurde am 18.2.1986 verabschiedet
und trat am 1.5.1986 in Kraft. Jutzi, Mundatwald und Sequestetland, S. 286.

161 AA, Erorterungen des Problems der franzésischen Zwangsrekrutierten sowie des Mundatwald- und
Sequestetlandkomplexes (Vermerk), 9. Juni 1983, PAAA, B86/2013. Frankreich ethielt im Tausch fiir das
Ruinengelinde 6,72 ha ,gleichwertiges” angrenzendes Waldgebiet. Jutzi, Mundatwald und Sequestetland, S. 285.

162 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, Vertragsentwurf tber die Ubertragung der Mundatwaldgrundstiicke an die
Franzosische Republik (Schreiben an AA), 4. Dezember 1984, PAAA, B86/2018. Es ist unklar, ob das AA dieser
Empfehlung Folge leistete.
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Weiterhin unzufrieden blieb jedoch das Kuratorium zur Erhaltung des Mundatwaldes, welches sich
urspriinglich nach Aufhebung der franzosischen Verordnung auflsen sollte.'® Schon ab 1983
versuchte sein Geschiftsfihrer Karl Bertzel mit aller Kraft, die geplante Eigentumsiibertragung
des deutschen Staatsbesitzes im Mundatwald an Frankreich zu verhindern — und dabei das
,Deutsche Reich® wieder zu beleben.'™ Am Ende des Zweiten Weltkrieges hatte der Mundatwald
im unteilbaren Besitz des Deutschen Reiches und des Bayerischen Forstirars gestanden.'® Mit
etwas Verspitung hatte die Oberfinanzdirektion Koblenz erst 1959 die Berichtigung der
Grundbucheintrige fur den (,unter franzésischer Verwaltung® stehenden) Wald zugunsten der
Rechtsnachfolger dieser Eigentimer beantragt, nimlich der Bundesrepublik Deutschland einerseits
und des Landes Rheinland-Pfalz andererseits. 1962 hatte Bertzel das schleppende Verfahren zur
Grundbuchberichtigung mit einem eigenen Rechtsgutachten noch unterstiitzt, da der
bundesdeutsche Eigentumsnachweis seine Argumente gegen den deutsch-franzosischen

Grenzvertrag stirkte. '

Zwanzig Jahre spiter aber legte er beim zustindigen Amtsgericht
Widerspruch gegen genau diese Grundbuchberichtigung ein. Seiner neuen Auffassung nach konnte
die Bundesrepublik keine rechtmillige Eigentimerin sein, da das Mundatwaldterritorium schon
vor Grindung der Bundesrepublik von der franzdsischen Besatzungsmacht ausgegliedert wurde.
Die Bundesrepublik und das Deutsche Reich seien zwar rechtlich , teil“-identisch, aber genau im
Mundatwald ginge ihre Kontinuitit auseinander. Nach dieser Lesart war das Grundgesetz dort nie
in Kraft getreten, so dass der Artikel 134 (,Das Vermogen des Reiches wird grundsitzlich

Bundesvermdégen®) ebenfalls nicht galt. Die rechtmiligen Besitzer seien laut Bertzel immer noch

der Bayerische Forstirar und das Deutsche Reich.'”’

Bundesdeutsche Amter machten sich vorerst keine Sorgen um Bertzels Amtswiderspruch, der

16

yauch fiir die Eigentumsiibertragung an Frankreich nicht erheblich® sei.'® Erwartungsgemil3

163 Kuratotium zut Erhaltung des Mundatwaldes (Schreiben an AA), 26. Juli 1984, PAAA, B86/2017.

164 In dem gleichen Zeitraum fingen auch andere Akteure an, sich verstirkt auf das ,,Deutsche Reich® zu berufen, wie
etwa der chemalige Reichsbahnangestellte und ,erster Reichsbirger Wolfgang Ebel, der sich 1985 zum
,»Generalbevollmichtigter fiir das Deutsche Reich® erkldrte. Schonberger, Geschichten vom Reich, S. 40-43.

165 Tatsichlich waren noch Wissembourg und Bayern als Miteigentiimer im Grundbuch eingetragen, da die
Nationalsozialisten es versiumt hatte, die Grundbucheintrige vor Ende des Krieges entsprechend dem Kaufvertrag
von 1937 mit Frankreich zu dndern. Der Kaufvertrag galt aber trotzdem, so dass das ,,Deutsche Reich® rechtlich
cindeutig als Miteigentlimer angesechen wurde. Anderes Reichsvermégen, wie etwa das Westberliner
Reichsbahnhduschen von Ebel (Anm. 164) stand sogar bis nach 1990 im Grundbuch im Namen des ,,Deutschen
Reichs im Grundbuch. Ebd., 44.

166 Karl Bertzel, Grundbuch von Rechtenbach [...] (Schreiben an Grundbuchamt Bad Bergzabern), 31. Oktober 1983,
PAAA, B86/2015.

167 Ebd. Vermutlich ging Bertzel davon aus, dass Bayern die Interessen des Forstirars vertreten wiirde bzw. kénnte.
168 Oberfinanzdirektion Koblenz, Mundatwald; Eintragung eines Amtswiderspruchs (Schreiben an BMF), 4. Juni 1984,
PAAA, B86/2017.
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lehnte das Amtsgericht Bergzabern Bertzels Antrag, das Grundbuch zugunsten des Deutschen
Reiches abzuindern, im Juni 1985 ab.'”” Nach dieser juristischen Niederlage eskalierte Bertzel den
Rechtsstreit jedoch dramatisch, indem er im Mai 1988 das Amtsgericht davon tiberzeugte, thn als
rechtlichen Pfleger ,.fiir die Wahrnehmung etwaiger burgerlich[-]rechtlicher Anspriiche oder
Rechte des TFiskus des Deutschen Reiches, bezogen auf den Grundbesitz im
Mundatwaldtertitorium® zu benennen.'” Dabei stiitzte er sich auf ein Gutachten des Wiirzburger
Professors Dr. Dieter Blumenwitz, der 1973 das Land Bayern bei seiner Klage gegen den
Grundvertrag mit der DDR vertreten hatte. Blumenwitz selbst war enger Berater der
Vertriebenenverbidnde (sowie der chilenischen Junta-Regierung von Augusto Pinochet) und
betreute zu der Zeit eine Doktorandin, die zum Thema Mundatwald promovierte.'” In seinem
Gutachten unterschied er zwischen der ,,Subjektsidentitit” der Bundesrepublik (die mit dem
Deutschen Reich identisch war) und der ,,rdumlichen Identitdt* beider Staaten: ,, Territorial gesehen
ist Deutschland grofler als die Bundesrepublik Deutschland®. Mangels Staatsorganen sei das
Deutsche Reich aber handlungsunfahig und kénne seine Interessen nicht verteidigen, weshalb eine
Pflegerschaft in Frage kime.'” Die fiir die Verwaltung des Bundesvermogens zustindige
Oberfinanzdirektion Koblenz legte Beschwerde gegen die Bestallung Bertzels als Pfleger ein. Das
AA befirchtete jedoch, dass die Bundesrepublik bis zum Abschluss des Verfahrens ihre

vereinbarten Pflichten gegentiber Frankreich nicht erfiillen kénnte.'”

Als Rechtspfleger des Deutschen Reiches machte Bertzel auch in der Offentlichkeit Stimmung
gegen die Eigentumsiibertragung an Frankreich. Seine Rickbesinnung auf das ,,Deutsche
Reich® fand moglicherweise bei denen Widerhall, die mit der Umsetzung von Helmut Kohls
versprochener ,,geistig-moralischer Wende“ unzufrieden waren.'™ Er lieB sich in der konservativen
und rechten Presse feiern, von der FAZ und Weit bis hin zum AltprenfSenblatt. Letzteres dachte laut

dariiber nach, ob nicht auch Rechtspfleger fir die ,,iber 100 000 gkm unter polnischer bzw.

169 Amtsgericht Bad Bergzabern, Grundbuch von Rechtenbach [...] (Schreiben an Karl Bertzel), 18. Juni 1985, PAAA,
B86/2088.

170 Amtsgeticht Bad Bergzabern, Pflegerbestellung (Urkunde), 4. Mai 1988, PAAA, B80/1594.

171 Heidi Dinisch, Der Mundatwald - zur Bereinigung letzter Kriegsfolgenprobleme zwischen Deutschland und
Frankreich, Frankfurt am Main 1989. Zur den Verbindungen zwischen Blumenwitz und Chile, siche Torsten Schleicher,
Der andere 11. September, in: Main-Post, 6. September 2013.

172 Dietet Blumenwitz (Gutachten), 23. Mirz 1988, PAAA, B80/1594. In einem spiteren Kutzgutachten schlug
Blumenwitz vor, das rechtliche Problem durch ein einfaches Bundesgesetz zu l6sen, welches das Grundgesetz
ausdriicklich im Gebiet Mundatwald in Kraft setzen wiirde. Hierin folgte er moglicherweise der Logik seiner
Doktorandin, die ebenfalls zu diesem Schluss kam. Dieter Blumenwitz, Kurzgutachten zum Notenwechsel vom
10.5.1984, 26. Juli 1988, PAAA, B80/1594; Diinisch, Mundatwald, S. 172-178.

173 AA, Schwierigkeiten bei der Ubertragung des zivilrechtlichen Eigentums an Frankreich infolge der Bestellung eines
Pflegers [...] durch das Amtsgericht Landau (Schreiben an Staatssekretir), 2. Januar 1989, PAAA, B86,/2089.

174 Vgl. Guinther, Fortleben des Deutschen Reiches, S. 84.
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sowjetischer Verwaltung [...] [6]stlich der Oder-NeiBe-Linie“ bestellt werden konnten.'” Die
National-Zeitung  feierte den Fortbestand des Deutschen Reiches, das ,groBer als die
Bundesrepublik® war, und sinnierte tiber andere mogliche Klagen: auch das Spandauer Gefingnis,
wo der von deutschen Neonazis verehrte Kriegsverbrecher Rudolf Hel3 inhaftiert gewesen war,
»durfte gar nicht abgerissen werden, da die Alliierten lediglich eine Verwaltungsbefugnis tiber das
Gebiude hatten.“'” Immer wieder beanspruchte Bertzel fiir sich, fiir das Reich und vor allem fiir
die Pfalz eine Opferrolle: die Pfilzer fihlten sich angeblich wie ,,nur Menschen zweiter

Klasse® gegeniiber den Alliierten oder seien ,,die Parias, ja sogar ,,die Neger der Nation."”’

Schon zuvor hatte Bertzel einen Aufsatz veréffentlicht, in dem er den deutsch-franzésischen
Notenwechsel als unzuldssigen ,.kaschierte[n] Sonderfriedensvertrag® bezeichnet hatte, der einen
Friedensvertrag mit Gesamtdeutschland vorgreifen wiirde. Nach der Authebung der franzgsischen
Besatzungsverordnung proklamierte er stolz: ,Die schwarz-rot-goldene Fahne, die seit dem
1.5.1986 auf dem Bergfried der Ruine Guttenberg im Mundatwald weht, ist nicht die Fahne der
Bundesrepublik Deutschland, sondern des Deutschen Reiches, nimlich der Weimarer
Republik.“ "™ In sciner neuen Eigenschaft als Rechtspfleger erklirte Bertzel, ,,[d]er
Reichsfiskus® wirde ,,in allen Bestrebungen, ihm sein Eigentum abzunehmen, um es an die
Franzosische Republik zu tbertragen [..] durch seinen gesetzlichen Vertreter sich hiergegen

wehren®."” Bertzel lieB das AA wissen — um es ,,den Franzosen mitzuteilen® — | zu welchen

Bedingungen das Reich bereit wire, ein Pachtrecht fiir eine franzosische Jagdgesellschaft zu
gewahren. Er war sich sicher: die Bundesregierung wiirde ,,bei der Beschwerdekammer Landau i.d.

Pfalz nicht durchkommen®,'*

Das Wiederaufleben Grof3deutschlands im kleinen Wald fand aber schnell ein Ende. Am 8.
November 1988 entschied das Amtsgericht Landau (Zweigstelle Bad Bergzabern), die
Pflegerbestellung wieder aufzuheben. Das Gericht entschied, dass die Bundesrepublik durchaus

175 Notar fiir Interessen des Deutschen Reichs, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25. Mai 1988, S. 3; Dankwart
Guratzsch, Reprisentant des Deutschen Reiches, in: Die Welt, 4. Juni 1988, S. 3; Guido Bulirsch, Der Mundat-Wald
und das Volkerrecht, in: Das Altpreulenblatt, 18. Juni 1988, S. 2.

176 Kohls Verzicht auf deutsches Land. Erneuter Verrat, diesmal im Westen, in: National-Zeitung, 24. Juni 1988. Zur
Geschichte des Spandauer Gefingnisses, siche Norman J. W. Goda, Tales from Spandau. Nazi Criminals and the Cold
War, Cambridge 2007.

177 Katl Bertzel, Mundatwald (Schteiben an AA), 31. August 1988, PAAA, B86,/2089; Katl Bertzel, Meine Vorsprache
vom 25. Juli 1988 (Schreiben an AA), 26. Juli 1988, PAAA, B80/1594; Kutatotium zur Erhaltung des Mundatwaldes,
Schreiben vom 30.6.1983.

178 Karl Bertzel u. Erwin Denger, Die deutsch-franzésische Mundatwaldvereinbarung vom 10.5.1984. Ein kaschierter
Sonderfriedensvertrag?, in: Neue Juristische Wochenschrift, 28. Mai 1986, S. 1403-1404.

179 Katl Bertzel, Erklirung (Utkunde), 8. Juli 1988, PAAA, B86/2089.

180 Karl Bertzel, Schreiben vom 31.8.1988.
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widentisch mit dem Deutschen Reich® sei und damit auch berechtigt, gegen die Ernennung eines
Pflegers in dessen Namen Beschwerde zu erheben. Der Mundatwald sei auch schon vor Griindung
der Bundesrepublik Teil des Landes Rheinland-Pfalz, das wiederum Teil der Bundesrepublik wurde,
weshalb das Grundgesetz ohne Zweifel dort galt. Auch wenn Frankreich moglicherweise eine
widerrechtliche Annexion des Territoriums beabsichtigt hatte, wurde sie mit der Verordnung Nr.
212 nicht vollzogen. Der Mundatwald war nach bundesdeutscher Rechtsauffassung immer schon
deutsch und nur ,,vorliufig unter franzosischer Verwaltung®. Auflerdem habe die Bundesrepublik
selbst die Verordnung aufgehoben und die franzosische Hoheit in dem Gebiet damit beendet. Die
Prozesskostenhilfe, die Bertzel beantragt hatte, ,,war schon mangels Erfolgsaussicht zu

versagen®. 181

Das AA wartete das Scheitern von Bertzels Berufung im Februar 1989 gar nicht erst ab, bevor es
die Verhandlungen mit Frankreich tber die Gbrigen Details der Eigentumstibertragung fortsetzte.
Am 28. August 1990 — mitten in der rasch durchgefithrten Wiedervereinigung mit der DDR —
unterschrieben Vertreter Deutschlands und Frankreichs im deutschen Generalkonsulat Nancy den
Vertrag zur FEigentumsubertragung des Mundatwaldes. Erst vier Jahre spiter waren alle
Formalititen umgesetzt, so dass der Vertrag dann am 28. Juni 1994 im Journal Officiel de la Républigue

Frangaise verottentlicht werden konnte.

Fazit

Die Mundatwaldfrage hatte jahrzehntelang die Authebung des franzésischen Sequesters tiber den
grenznahen deutschen Grundbesitz verhindert und Streit auf lokaler wie internationaler Ebene
genihrt, bevor sie letztendlich in rechtsextreme Polemik ausartete. Auch lange nachdem Politik
und Gesellschaft in der Bundesrepublik das Ziel der Wiederherstellung der Grenzen des Reichs
aus dem Jahr 1937 aufgegeben hatten, setzten sich einige Juristen mit solch realititsfernen
Vorstellungen tiber die praktischen Interessen von betroffenen Bauern hinweg und verhinderten
pragmatische Losungen westdeutscher Diplomaten. Erst nach der
,» Wiedervereinigung® Deutschlands — in ganz anderen Grenzen als in denen von 1937 und ohne
die geplante Neukonstituierung des ,,provisorischen® Nachkriegsstaates — konnten die letzten

Folgen des Zweiten Weltkriegs fiir die deutsch-franzésischen Beziehungen beigelegt werden.

181 Amtsgeticht Bad Bergzabern (Beschluss), 8. November 1988, PAAA, B80/1594; Siegftied Jutzi, Das Deutsche
Reich gegen die Bundestepublik Deutschland wegen des Eigentums am Mundatwald?, in: Archiv des Volkerrechts 27.
1989, S. 81-87; Dieter Blumenwitz, Das Deutsche Reich und die Bundesrepublik Deutschland im Streit um den
Mundatwald? Zu den Bemithungen um die Bereinigung letzter Kriegsfolgen zwischen Deutschland und Frankreich,
in: Archiv des Volkerrechts 27. 1989, S. 63—-80.
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Die Idee einer Wiedervereinigung Deutschlands in den Grenzen von 1937 war nicht nur im
Abstrakten fragwirdig und in der Wirklichkeit fiir das Leben an der Demarkationslinie zur DDR
impraktikabel, sie war auch fir Bauern entlang der Weszgrenze der Bundesrepublik in konkreter
Weise schidlich. Ob die Authebung des franzésischen Sequesters ohne die Gebietsabtretung des
Mundatwaldes erreichbar gewesen wire, bleibt dahingestellt. In der Tat mussten die Bauern an der
deutsch-franzosischen Grenze — im Gegensatz zu ihren Berufskollegen an der deutsch-
niederlindischen und der deutsch-belgischen Grenze — fast vier Jahrzehnte lang den Preis fir die
Aufrechterhaltung grof3deutscher Symbolpolitik zahlen. Durch das Beharren auf einer lingst
unmoglich gewordenen Vorstellung des ,,deutschen Raums® (bzw. Territoriums) — und der damit
verkntpften Illusion eines zeitlos weiterlebenden Deutschen Reichs — wurde die Losung der

Sequesterfrage hinausgezogert und verkompliziert.

Die frithe Bundesrepublik kntpfte nach 1945 ohne allzu groe Bedenken an Vorstellungen des
,deutschen Raumes® aus dem 19. und frihen 20. Jahrhunderts an. Fiir manche waren die Ost- und
Westgrenzen ,,Deutschlands® damit eng verflochten oder gar in dhnlicher Weise bedroht: eine
Anderung an einer unbedeutenden Stelle im Westen hitte die zerbrechliche Rechtskonstruktion
eines fortbestehenden Deutschen Reiches 6stlich der Elbe und Oder zu Fall bringen kénnen. Die
,wvortldufigen® Grenzberichtigungen, der Friedensvertragsvorbehalt und das
Wiedervereinigungsversprechen dienten den Allilerten dazu, deutsche Zugestindnisse fiir
KontrollmaBnahmen wie die Sonderrechte der Alliierten zu gewinnen. Bundesdeutsche Juristen
schlachteten diese aber nicht nur gegentiber den offiziellen Feinden im Osten aus, sondern auch
gegentiber dem engsten westeuropiischen Verbtndeten der BRD. Reue, Bescheidenheit und
Ricksicht angesichts des Zusammenbruchs des Dritten Reichs waren dieser Rechtsakrobatik
fremd; in den Vorstellungen vieler Juristen, in administrativen Vorgingen und in Urteilen des
Verfassungsgerichts pflegte der rechte Rand der Bundesrepublik sogar die realititsferne

Vorstellung, das ,,Deutsche Reich sei nicht einmal zusammengebrochen.

Am Ende behielt die Bundesrepublik zwar den unbewohnten Mundatwald, aber der Preis war
enorm. Fine ganze Generation von Grenzbauern hatte unter dem jahrzehntelangen
wochwebezustand® gelitten. Manche waren gestorben, ohne an ihrem ,Lebensabend® ihren
Grundbesitz verkaufen oder veretben zu dirfen, wihrend andere die Landwirtschaft fir immer
aufgegeben hatten. Am Ende kostete der Mundatwald die Bundesrepublik nicht die 7 Millionen
DM, die sie Frankreich im Jahr 1969 angeboten hatte, sondern 250 Millionen DM an die Stiftung
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,Deutsch-Franzosische ~ Verstindigung”. ' Der offene Tauschhandel zwischen den
Territorialforderungen der Bundesrepublik und den moralisch aufgeladenen Entschidigungen der

Zwangsrekrutierten tribte auch diese verséhnliche Geste.

Der Mundatwald war ein Argernis fiir viele in der Pfalz, nicht nur fiir revanchistische Krifte, die
von einem GrofB3deutschland im alten Stil traumten. Jedoch ermichtigte die Bundesrepublik bei
ihrer Entstehung systematisch solche Krifte und ermutigte auch Jahrzehnte spiter einige (,,Reichs-
) Birger zu illusorischen, revanchistischen Vorstellungen einer Wiedervereinigung in den Grenzen

von 1937.

182 Zu einem dhnlichen Preis (280 Millionen DM) hatte die Bundesrepublik schon 1960 die Riickgabe von zehnmal
soviel Territorium (68 gkm) — samt 10.000 Bewohnern — und dreimal so viel (1950 ha) sequestrierte Landparzellen
erkauft. Bundestag, Entwurf eines Gesetzes zum Ausgleichsvertrag mit dem Konigreich der Niederlande (Drucksache
111/2341), 22. Dezember 1960.

39



	Bauern in Not, 1950-1962
	Verhinderte Ratifizierung des Grenzvertrags, 1962-1969
	Sequesterfrage, Mundatwald und Entschädigungen, 1969-1994
	Fazit

